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Vorwort 

Der Nationalrat hat am 27. September 1988 einen an die Bundesre­
gierung gerichteten Entschließungsantrag gefaßt. Mit dieser Ent­
schließung war die Bundesregierung ersucht worden, eine Arbeits­
gruppe zum Thema "Vorsorge für pflegebedürftige Personen" einzu­
setzen. Ihr sollten Vertreter des Bundes, der Länder, der Gemein­
den, des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungs­
träger, der Sozial- und Wirtschaftspartner, der Pensionistenver­
einigungen sowie der Behindertenorganisationen und der im Parla­
ment vertretenen pol i tischen Parteien angehören. Vor allem war 

dafür Sorge zu tragen, daß die behinderten Menschen und ihre 
Interessenvertretungen ausreichend in der Arbeitsgruppe repräsen­
tiert waren. 

Al s Hauptaufgabe war der Arbeitsgruppe aufgetragen worden, den 

"Umfang und (die) Art des künftigen und langfristigen Pflegebe­
darfes festzustellen, sowie alternative Leistungssysteme und Al­
ternativen für deren Bedeckung auszuarbeiten". Hiebei waren auch 

"die rechtlichen, sozialen und finanziellen Möglichkeiten der 
Einführung einer Pflegeversicherung zu prüfen". Weiters hatte die 

Arbeitsgruppe "alternative Systeme zu den derzeitigen Heimstruk­
turen zu prüfen und Vorschläge zu erstatten". 

Der Ministerrat hat am 4. Oktober 1988 beschlossen, mit der Ein­
richtung der Arbeitsgruppe den Bundesminister für Arbeit und 

Soziales zu betrauen. In ihrer konstituierenden Sitzung am 
29.November des gleichen Jahres hat die Arbeitsgruppe drei Aus­
schüsse gebildet und ihnen folgende Themenbereiche zur Erledigung 

zugewiesen: 

Ausschuß 1: Art und Umfang des Pflegebedarfes. 
Ausschuß 2: Prüfung von alternativen Leistungssystemen. 
Ausschuß 3: Alternative Systeme zu bestehenden Heimstrukturen. 

Ober die bis Mitte 1989 vorgelegenen Beratungsergebnisse ist dem 

Nationalrat im Juli 1989 bereits ein Bericht vorgelegt worden. Er 
ist als Beilage diesem Bericht beigeschlossen. 

Aufgrund des vorl iegenden Endberichtes zeichnet sich in vielen 
Punkten eine übereinstimmung ab. Es gibt aber auch unterschied­

liche Auffassungen wie etwa zur Frage, was Vorrang hat: die Ge­
währung einer Geldleistung in Form eines abgestuften, bedarfsori-
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entierten Pflegegeldes oder der Auf- und Ausbau eines flächen­
deckenden Angebotes an öfferitlichen Dienstleistungen im Pflegebe­
reich. 

Unabhängig davon sollte meiner Meinung nach die Pflegebedürftig­
keit so weit wie möglich vermieden oder vermindert werden, was 
einen Ausbau des Rehabilitationsangebotes insbesondere im Bereich 
der sozialen Rehabilitation erforderlich macht. Keinesfalls kann 
in der Pflegebedürftigkeit ein irreparabler Zustand erblickt wer­
den. Infolgedessen muß jede Neugestaltung der sozialen Sicherung 
Pflegebedürftiger auch der Prävention und Reaktivierung einen ho­
hen Stellenwert einräumen. 

Der Anspruch auf Leistungen der Pflegeversorgung soll jedenfalls 

unabhängig vom Alter und vom Grund der Behinderung bestehen. Um 
in österreich lebende Ausländer davon nicht auszuschließen, soll­
te für die Anspruchsberechtigung der Wohnsitz oder ständige Auf­

enthalt im Inland genügen. 

Jeder Pflegebedürftige soll weiters die Wahlmöglichkeit zwischen 
einer Betreuung zu Hause oder außerhalb der Familie haben. Kei­
nesfalls darf ein Zwang zur Inanspruchnahme von Heimen bestehen. 
Die Unterbringung in auf die Pflege spezialisierte - öffentliche 
oder private - Einrichtungen kann nur die letzte aller Möglich­

keiten sein. Jedenfalls sollte die Betreuung der Pflegebedürfti­
gen solange wie möglich in der gewohnten Umgebung erfolgen. Dazu 
ist meiner Ansicht nach auch der Auf- und Ausbau von ambulanten 

Diensten nötig. Hiedurch läßt sich am ehesten sicherstellen, daß 
der Pflegebedürftige in der gewohnten Umgebung die benötigte Hil-

fe erhält sowie die durch die Familie ermöglichte Pflegeleistung 
durch Fachkräfte ergänzt werden kann. 

Der Aufbau neuer Pflegestrukturen muß nach meinem Dafürhalten in 
erster Linie zu einer Entlastung der pflegenden Angehörigen füh-

ren. Auf keinen Fall darf die Last der Pflege in der Familie so 
wie bisher den Frauen aufgebürdet bleiben. Entschließt sich je­
mand aber zu einer Pflege von Angehörigen, muß der Ausgleich für 

den Verzicht auf eine eigene Alterssicherung durch Erwerbstätig­
keit über eine Einbindung der Pflegeperson in den Schutz der So-

zialversicherung sichergestellt sein. 

Hinsichtlich der Neuorganisation der Pflegevorsorge muß nicht bei 
Null angefangen werden. Aufgrund der derzeit bestehenden Verfas­
sungslage müssen aber Bund und Länder gemeinsam eine Lösung fin-
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den, die durch staatsverträge im Sinne des Art. 15a B-VG abgesi­
chert werden kann. Keinesfall s darf es dadurch aber zu einer 
finanziellen Entlastung der Länder kommen. Jedenfalls sollten die 
von der Sozialversicherung unter dem Titel der Pflege gewährten 
Leistungen in das neue pf legeversorgungssystem eingebunden wer­
den. Als erster Schritt bietet sich meiner Meinung nach eine Ver­
einheitlichung der Leistungspakete der Länder an. Ich habe daher 

auch schon vorgeschlagen, diesbezüglich Verhandlungen mit den 
Ländern zu führen. 

Das Risiko der Pflegebedürftigkeit kann jeden treffen. Die Ein­
bindung der Pflegebedürftigkeit in die gesetzliche Krankenversi­
cherung führt jedoch zu einer Ausgrenzung jener Personen, die 
nicht sozial versichert sind. Das ist weder sachgerecht noch sozi~ 

alpolitisch begründbar. Im übrigen gehört die Pflegeversorgung 
gegenwärtig nicht zum Aufgabenbereich der gesetz I ichen Kranken­
versicherung, die sie zufolge des derzeitigen Beitragsaufkommens 

auch nicht finanzieren könnte. 

Sollte die Inanspruchnahme des Dienstleistungsangebotes im Pfle­
gebereich durch die Pflegebedürftigen nur über eine eigenständige 
Pflegeversicherung sichergestellt werden können, wäre die Einfüh­

rung einer Solidaritätsversicherung für alle Betroffenen die be­
ste Lösung. Durch deren Einbindung in die bestehende Sozialversi­
cherungsorganisation wäre das Entstehen einer neuen Bürokratie 
vermeidbar. 

Die Pflegebedürftigkeit ist mittlerweile bereits zu einem gängi­
gen Lebensrisiko geworden. Das erfordert meiner Meinung nach eine 

umfassendere Form der sozialen Sicherung Pflegebedürftiger. Der 
Verweis auf eine individuelle Vorsorge ist wegen der enorm hohen 
Kosten, die bei der Pflegebedürftigkeit entstehen können, sozial 
kaum zumutbar. Der daher unbedingt nötige Auf- und Ausbau von zum 
Teil neuen pf legestrukturen soll te über eine Wei terentwickl ung 
der schon bestehe~den Pflegesicherungssysteme zu einer sozial ge­
rechten Pflegeversorgung für alle geschehen. Der vorliegende Be­
richt der Arbeitsgruppe "Vorsorge für pflegebedürftige Personen" 
ist dafür eine Grundlage. 

Dr. Walter Geppert 

Bundesminister für Arbeit und Soziales 
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1.0 Art und Umfang des Pflegebedarfes 

Aufgabe des Ausschusses 1 war es, Unterlagen über die gegenwär­

tige Situation von hilfs- und pflegebedürftigen Menschen zusam­

menzustellen. 

Im folgenden werden Daten zur gegenwärtigen und zur zu erwarten­

den Zahl der hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen, zur sozialen 

Lage und zu den Versorgungsangeboten referiert. Das Ausgangsma­

terial dazu sind Auswertungen von Mikrozensuserhebungen und 

Bevölkerungsprognosen des statistischen Zentralamtes (siehe: sta­

tistiken zum Thema Pflegebedürftigkeit, Institut für Demographie: 

Hilfs- und Pflegebedürftigkeit im Alter), Bundesländererhebungen 

zum Ist-Zustand der ambulanten und stationären Pflegevorsorge 

(siehe: Institut für Demographie: Vergleich der ambulanten und 

stationären Altenhilfe in den 4 Bundesländern Wien, Burgenland, 

Niederösterreich und Vorarlberg) und Ergebnisse eines Hearings 

mi t Betroffenen, mit auf diesem Gebiet beruf 1 ich Tätigen und 

Trägern ambulanter Sozial- und Pflegedienste (siehe: Protokoll 

des Hearings). 

1.1 Zur Zahl der hilfs- und pflegebedürftigen Menschen in 

österreich 

Je nach Erhebungsform und Definition sind in österreich zwischen 

300.000 und 500.000 Personen hilfs- oder pflegebedürftig: 1 

* Im Rahmen einer Mikrozensuserhebung vorn Dezember 1983 

wurden Personen gefragt, ob sie sich aufgrund einer 

ständigen Behinderung in ihrer Leistungsfähigkeit voll­

kommen (z.B.dauernd bettlägrig) oder stark beeinträch­

tigt fühlen. Etwa 70.000 Personen in Privathaushalten 

1 Während die Mikrozensusdaten über den Gesundheitszustand (1983) 
und über Hilfs- und Pflegebedürftigkeit (1987) alle Gruppen 
behinderter Menschen umfassen, bezieht sich der Mikrozensus über 
Behinderungen (1986) lediglich auf körperliche Beeinträchtigun­
gen. 
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(d. h. außerhaI b stationärer Einr ichtungen ) sind dau­

ernd bettlägrig und weitere 270.000 Personen stark be­

hindert. 

Ca. 3 ~ 0 der unter 

Jährigen, 20 % der 

bis 84-Jährigen und 

60-Jährigen, 10 % der 60-

75- bis 79-Jährigen, 30 % 

40 % der über 85-Jährigen 

bis 74-

der 80-

gehören 

zu diesen beiden Personengruppen. Jeweils ca. 1/3 der 

vollkommen oder stark Behinderten entfällt auf die 

Altersgruppen bis 59 Jahre, 60-74 Jahre und ab 75 

Jahre. Obwohl Pflegebedürftigkeit sehr stark vom Alter 

abhängig ist, ist es bemerkenswert, daß gemäß dieser 

Befragung 1/3 der vollkommen oder stark behinderten 

Menschen unter 60 Jahre ist. 

In e1ner Mikro~ensusbefragung von über 60-jährigen äl­

teren Menschen in Privathaushalten (Juni 1987) wurden 

im Gegensatz zum vorhin erwähnten Mikrozensus Personen 

nicht allgemein nach dem Ausmaß ihrer behinderungsbe­

dingten Leistungsbeeinträchtigung befragt, sondern es 

wurde erkundet, welche wichtigen Aktivitäten des tägli­

chen Lebens nicht ohne fremde Hi 1 fe ausgeübt werden 

können. Ca. 420.000 ältere Menschen - d.s. über 1 / 4 der 

über 60-Jährigen benötigen zumindest für eine der 

folgenden Tätigkeiten eine fremde Hilfe: Wohnung ver­

lassen, sich selbst anz iehen, kürzere Strecken gehen, 

sich bücken, Stiegen steigen, kochen, bügeln. 

Werden diese Aktivitäten des täglichen Lebens gewich­

tet, so kann eine Gliederung der hilfs- und pflegebe­

dürftigen Menschen nach dem Schweregrad der Behinderung 

annäherungsweise vorgenommen werden. Das Institut für 

Demographie (Hilfs- und Pf legebedürftigkeit im Alter, 

Wien, 1989) errechnete ca. 90.000 über 60-jährige pfle­

gebedürftige und weitere ca. 330.000 über 60-jährige 

hilfsbedürftige Menschen in Privathaushalten. Pflegebe­

dürftige Menschen können sich in der Regel nicht ohne 
Hilfen an- und ausziehen und sie können nicht alleine 
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die Wohnung verlassen. Hilfsbedürftige Menschen können 

meist nicht allein kürzere Strecken gehen, einkaufen 

oder häusliche Tätigkeiten verrichten. 

Der Adressatenkreis für Reformen bei der Pflegevorsorge 

wird von den Interessengruppen unterschiedlich defi­

niert. Während sich der österreichische Zivilinvaliden­

verband (ÖZIV) pr imär für eine Verbesserung der Lage 

der stark beeinträchtigten Schwerbehinderten einsetzt, 

sehen andere Verbände (z.B. Pensionistenvereinigungen) 

ihr Ziel in Maßnahmen, die sich ebenso an dem vor allem 

altersbedingten Hilfs- und Pflegebedarf ausrichten . 

Es gibt ca. 350.000 Bezieher von Geldleistungen auf 

Grund von Hilfs- oder Pflegebedürftigkeit, wobei höch­

stens 20.000 Personen mehrere dieser Leistungen zu­

gleich erhalten . 

Die Pflege- und Hilflosengelder sind von der Anspruchs­

voraussetzung, der Systematik und der Geldhöhe her un­

terschiedlich geregelt. Während das Kriegsopferversor­

gungsgesetz 6 Pflegestufen kennt, gibt es z.B. bei den 

BeamtInnen 3 Pflegestufen und bei den ASVG-Versicherten 

nur 1 Pf legestufe. Die Leistungshöhen schwanken 1990 

zwischen S 1.390,- und S 23.824,-. 
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Geldleistungen für Hilfs- und Pflegebedürftigkeit (1990) 

Art der gesetzlichen 
Regelung 

Höhe der Geld­
leistung 

Anzahl der Zahl der Be­
Pflegestufen zieher von 

Pflegege J d­
leistunRen 

-------------------------------------------------------------------------------

Hilf10senzuschuß nach dem 
ASVG, GSVG, FSVG und BSVG 

Hilflosenzulage nach dem 
PenS ionsgesetz (Beamte) 

Hilflosenzuschuß fUr Be­
zieher einer Voll rente aus 
der Unfallversicherung 

Pflegezulage fUr Kriegs­
und Heeresopfer, Opfer 
nach dem OFG 

Hilflosenzulage nach 
KOV, HVG, OFG, Schüler, 
Studenten 

Pflege- und BJindenhi1fe­
bczieher nach den 50zia1-
h i I f'ecese tzcn 

Pflegezuschur. des Landes 
Vorarlberg 

erhöhte famiJienbeihilfe 

ZW. S 2618,- u. 
S 2826,-

ZW. S 1927,- u. 
S 385-1,-

ZW. S 2618,- u. 
S 5652,-

ZW. S 5958,- u. 
S 2382-1,-

5 2618,-

ZW. S 1390,- u. 
S -1-155,-

ZW. S 2230,- u. 
S 15.000,-

normale FamiJien­
beihilfe + S 1550,-

1 

3 

1 

6 

zW.1 u.3 

7 

ca. 235.000 

ca. 35.000 
(Bunde~- uno 
Landcsbc<lmt(· ) 

ca. 1.000 

ca. 2.000 

ca. 3.000 

ca. 35.000 

ca. 40.000 

Zu diesen Zahlen ist anzumerken, daß u.U. die angeführten Lei­

stungen nebeneinander bezogen werden können (z. B. Pf legezulage 

nach dem KOVG und Hilflosenzuschuß> und zu ihnen je nach Versi­

cherungs-, Versorgungs- oder Fürsorgeträger noch unterschiedlich 

viele und unterschiedlich hohe Geldleistungen hinzukommen. 

Der Gesamtaufwand liegt bei über 12 Milliarden öSe Von 1977 bis 

1989 hat sich die Zahl der Empfänger von Hilflosenzuschüssen nach 

dem ASVG, GSVG, FSVG und BSVG um 36 % und der Aufwand der Hilf­

losenzuschüsse um 125 % erhöht. Von den Hilfl?senzuschußempfän­

gern sind mehr als die Hälfte über 80 Jahre und weitere 30 % 

zwischen 70 und 79 Jahren. 
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1.2 Szenario zur Entwicklung der Zahl der hilfs- und 

pflegebedürftigen Menschen 

Dieses Szenario basiert auf der - gewiß anzweifelbaren - Annah­

me, daß sich die altersspezifischen Behindertenquoten (vollkommen 

oder stark behinderte Menschen) in Zukunft nicht von denen im 

Jahr 1983 (Mikrozensus Dezember 1983) unterscheiden werden. Im 

folgenden Szenario wird also die Situation des Jahres 1983 demo­

graphisch fortgeschrieben. Die internationale Diskussion ist sehr 

~ontroversiell, ob aufgrund sozialer und medizinischer Entwick­

lungen die altersspezifischen Behinderungsquoten ab- oder zuneh­

men werden. Mit diesen Zahlen können auch keine Aussagen über die 

Entwicklung des Schweregrades der Hilfs- und Pflegebedürftigkeit 

getroffen werden. 

Altersgruppen 1983 2000 2010 2020 2050 

----------------------------------------------------------------

bis 60 

60 - 70 

70 - 80 

ab 80 

insgesamt 

125.000 110.000 120.000 115.000 85.000 

60.000 55.000 65.000 70.000 60.000 

95.000 125.000 125.000 145.000 135.000 

65.000 65.000 80.000 85.000 120.000 

345.000 355.000 390.000 415.000 400.000 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grund der Bevölkerungs­
prognose des österreichischen Statistischen Zentralam­
tes und der altersspezifischen Behinderungsquote 
("ständig " Behinderte") des Mikrozensus vom Dezember 
1983 

Gemäß der Tabelle wird es bis 2000 nur einen minimalen Anstieg 

(3 %) der Zahl hilfs- und pflegebedürftiger Menschen geben, von 

2000 bis 2010 wird ihre Zahl demographiebedingt um 10 % ansteigen 

und von 2010 bis 2020 um 6 %. Von 2020 bis 2050 wird die Zahl 

wiederum fallen. D.h. trotz der zukünftigen Alterung der Bevölke­

rungsstruktur wird die absolute Zahl an hilfs- und pflegebedürf­

tigen Menschen vermutlich nicht drastisch ansteigen. 
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Erwähnenswert ist die altersmäßige Verschiebung unter den "stän­

dig Behinderten", da dies Auswirkungen auf die Art der Hilfsange­

bote (farnil iäre versus ambulante und stationäre Hi I fen) haben 

wird. Auf die unter 60-jährigen "ständig Behinderten" entfallen 

1983 ca. 36 % aller "ständig Behinderten", 2000 und 2010 nur mehr 

31 %, 2020 28 % und 2050 21 %. Die Zahl der über 70-jährigen 

"ständig Behinderten" erhbht sich gemäß des Szenarios bis 2000 um 

ca. 30.000, bis 2010 um weitere 15.000 und bis 2020 um weitere 

25.000 (von 1983 bis 2020 also um fast 50 %). 

Weiters ist die sehr unterschiedliche demographische Entwicklung 

in den Bundesländern zu erwähnen. Während in Wien in den nächsten 

drei Jahrzehnten (bis 2020) mit einem demographiebedingten Rück­

gang um mehr als 10 % der Zahl der hilfs- und pflegebedürftigen 

Menschen gerechnet ' werden kann, wird in diesem Zeitrahmen die 

Zahl der hilfs- und pflegebedürftigen Menschen in Vorarlberg um 

100 % und in Salzburg und Tirol um ca. 70 % ansteigen. 

Zur Abschätzung des Bedarfs an ambulanten und stationären Sozial­

und Pflegeeinrichtungen ist neben der Zahl hilfs- und pflegebe­

dürftiger Menschen auch die Entwicklung des sozialen Umfeldes zu 

berücksichtigen. Die weitere Individualisierung der Lebensformen 

(weniger Ehegemeinschaften, mehr Einpersonenhaushalte), eine ge­

ringere Zahl an Kindern, der Zuzug in die Ballungsräume und eine 

generell hohe geographische Mobilität wird die derzeit überwie­

gend noch im Fami I ienrahmen funktionierende Pf I egebetreuung vor 

große Herausforderungen stellen. 

1.3 Zur sozialen Lage hilfs- und pflegebedürftiger Menschen 

Hilfs- oder Pflegebedürftigkeit hängt nicht nur vom Ausmaß der 

kbrper I ichen Beeinträchtigung, sondern auch von den materie lIen 

Lebensumständen, den Wohn- und Lebensformen, den ' sozialen Kontak­

ten und finanziellen Ressourcen ab. Ober die Einkommenssituation 

hilfs- oder pflegebedürftiger Menschen existieren jedoch keine 

aussagekräftigen Daten. 
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1.3.1 Soziale Schichtung 

Hilfs- oder Pflegebedürftigkeit steht in einem engen Zusammen­

hang mit der früheren beruflichen Tätigkeit. ArbeiterInnen sind 

im Alter in einem wesentl ich höheren Ausmaß al sAngestell te, 

BeamtInnen und Selbständige von diesem Sozialrisiko betroffen. 

13 % der über 75-jährigen ehemaligen männlichen Angestellten und 

Beamten sind hilfs- oder pflegebedürftig. Bei den ehemaligen 

männl ichen Arbeitern beträgt der Anteil 33 %. Bei den äl teren 

Frauen besteht insgesamt ein wesentlich höheres Pflegerisiko, das 

wie bei den Männern unterschied 1 ich sozial geg 1 iedert ist. Bei 

über 75-jähr igen ehema ligen weibl ichen Angestellten und Beamten 

liegt der Anteil bei 35 %, bei über 75-jährigen ehemaligen Arbei­

terinnen bei 46 % und bei Landwirtinnen gar bei 64 %. 

1.3.2 Geschlecht 

Bei den unter 60-jährigen hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen 

ist der Anteil der Männer geringfügig höher als der der Frauen, 

während sich bei den über 60-jährigen das Geschlechterverhältnis 

umkehrt. Bei den Fällen von schwerer Pflegebedürftigkeit der über 

60-Jährigen steigt der Frauenanteil auf knapp 70 %. Insgesamt 

liegt der Frauenanteil bei über 60 %. 

1.3.3 Familienstand 

Nur ca. 40 % der über 60-jährigen hilfs- oder pflegebedürftigen 

Menschen leben in einer Ehegemeinschaft. Mehr als 3/4 der über 

60-jährigen hilfs- oder pflegebedürftigen Männer sind verheira­

tet, aber nur 20 % der Frauen. 

1.3.4 Haushaltsformen 

Von allen hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen in Privathaus­

halten lebt jeweils ca. ein Drittel allein, zu zweit oder in grö­

ßeren Haushai tsformen. Bei der Häl fte der Alleinlebenden kommt 

erschwerend dazu, daß auch keine Erreichbarkeit durch Familienan­

gehörige in der näheren Umgebung gegeben ist (= ca. 70.000 Perso­

nen) . 
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Hilfs- und pflegebedürftige Männer leben etwa gleich häufig mit 

der Ehefrau oder mit der jüngeren Generation zusammen. Einperso­

nenhaushalte sind die Ausnahme. Bei hilfs- und pflegebedürftigen 

Frauen dominiert das Zusammenleben mit der jüngeren Generation. 

Ca. 1/4 der hilfs- oder pflegebedürftigen Frauen über 75 Jahre 

lebt allein und hat auch keine Kinder oder Verwandte in erreich­

barer Entfernung. 

Alleinlebende hilfs- oder pflegebedürftige Menschen sind überwie­

gend in Ballungsgebieten anzutreffen. In Wien lebt mehr als die 

Hälfte der schwerer behinderten Frauen allein, in Gemeinden mit 

hoher Agrarquote nur 1/6. 

1.3.5 Wohnsituation 

Die Wohnsituation von hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen ist 

wesentlich schlechter als die der nichtbehinderten. Während der 

Prozentsatz von Wohnungen ohne Bad oder Dusche bei der Gesamtbe­

völkerung bei 12 % liegt, steigt er auf 30 % bei den hilfs- oder 

pflegebedürftigen Menschen. In rund 15 % der Wohnungen von hilfs­

oder pflegebedürftigen Menschen über 60 fehlen gar das WC in der 

Wohnung (= ca. 50.000 Wohnungen). Nur 40 % der Wohnungen von 

hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen haben sowohl Bad als auch 

Zentralheizung. 35 % der auf Hilfe und Pflege angewiesenen Men­

~chen besitzen zwar ein Bad oder eine Dusche, aber keine Zentral­

heizung. Die Einzelofenheizung kann für diese Gruppe bereits eine 

große Belastung dar~tellen. 

Neben der Wohnausstattung kann bei funktionalen Behinderungen 

a~ch die in unmittelbarer Wohnnähe verfügbare Infrastruktur dar­

über entscheiden, ob das Weiterleben in der eigenen Wohnung mög­

lich ist oder nicht. 17 % aller hilfs- oder pflegebedürftigen 

Menschen stehen kein/e Arzt/Ärztin, Apotheke oder Lebensmittelge­

schäft in unmittelbarer Wohnumgebung zur Verfügun~. 
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1.3.6 Soziale Aktivitäten 

Von den gesunden Menschen ist die Mehrzahl auch außer Haus aktiv. 

Diese AUßenorientiertheit ist bei den hilfs- oder pflegebedürfti­

gen Menschen die Ausnahme. Ca. 20 % besuchen gelegentlich Lokale 

oder Veranstaltungen und weniger als 10 % ihre Verwandten. 

Ein ganz anderes Bild zeigt sich bei den Besuchen, die behinderte 

Menschen erhalten. Auf Hilfe oder Pflege angewiesene Menschen le­

ben nicht nur häufiger mit ihren Kindern im gemeinsamen Haushalt, 

sie werden von Kindern, Verwandten, Bekannten, FreundInnen und 

NachbarInnen auch öfter besucht al s nichtbehinderte Menschen. 

Mehr als ein Drittel jener hilfs- oder pflegebedürftigen Men­

schen, die nicht mit ihren Kindern unter einem Dach leben, erhal­

ten tägl ich Besuch. Insgesamt drei von vier werden mindestens 

einmal pro Woche besucht. 

10 % der über 60-jährigen hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen 

in Privathaushalten (= ca. 40.000 Personen leben jedoch sehr 

isoliert. Sie verlassen kaum ihre Wohnung und erhalten auch kaum 

Besuche. 

1.3.7 Familiäre Betreuung 

Von den über 60-jährigen hilfs- und pflegebedürftigen Menschen in 

Privathaushalten erhalten ca. 80 % regelmäßig Hilfen. Dem engen 

Familienkreis kommt bei den Hilfs- und Pflegeleistungen für älte­

re Menschen eine uberragende Bedeutung zu. Zwei Drittel der 

hil fs- und pf legebedürftigen Menschen geben Famil ienmi tgl ieder 

(vor allem weibliche) als Betreuungspersonen an. 

Ca. 15 % (=ca. 60.000 Personen) halten ihre Betreuungssituation 

für prekär. Eine solche unzureichend erlebte Versorgung ist über­

proportional bei den allein lebenden hilfs- und pflegebedürftigen 

Menschen gegeben. Ca. 10 % der funktional behinderten Menschen, 

die mit jüngeren Familienangehörigen oder Ehepartnern zusammenle­

ben, bezeichnen ihre Betreuungssituation als prekär, bei den 

Alleinlebenden ist dies bei jedem Vierten der Fall. Jeder 5. 
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alleinlebende hilfs- oder pflegebedürftige Mensch beabsichtigt 

dementsprechend auch eine Ubersiedlung in ein Wohn-, Alten- oder 

Pflegeheim (gegenüber 6 % der nicht alleinwohnenden) . 

10 % der hilfs- oder pflegebedürftigen Menschen (= ca. 40.000 

Personen) geben an, von ambulanten sozialen und medizinischen 

Diensten zumindest vorübergehend betreut zu werden. Während gemäß 

der Mikrozensus-Untersuchung von den pf legebedürftigen Menschen 

vor allem ein zusätzlicher Bedarf an Hauskrankenpflege geäußert 

wird, der in seinem nachgefragten Umfang eine Verdoppelung des 

bisherigen Angebots bedeuten würde, wird laut Mikrozensus von den 

hilfsbedürftigen Menschen vor allem eine Ausweitung der sozialen 

Dienste gewünscht. " Auch dieser zusätzliche Bedarf würde eine Ver­

doppelung des bisherigen Angebotes erfordern. 

1.4 Zu den ambulanten Versorgungsangeboten in den Bundesländern 

Im Gegensatz zu stationären Pflegeleistungen haben hilfs- oder 

pflegebedürftige ältere Menschen auf Angebote der mobilen Alten­

hilfe in der Regel keinen Rechtsanspruch. 

Die Versorgungssituation ist in den einzelnen Bundesländern sehr 

unterschiedl ich. Die Betreuungsdichte bei den sozialen Diensten 

(z.B. Heimhilfe) schwankt zwischen über 3 % der über 60-Jährigen 

(Wien) und weniger als 1 % (z.B. Burgenland und Nied ~ rösterreich) 

In Vorarlberg werden ca. 8 % der über 60-Jährigen durch sozialme­

dizinische Dienste (Hauskrankenpflege) intensiv betreut. Im Bur­

genland und in Niederösterreich sind es unter 1 %. 

Die WHO empfiehlt mindestens eine vollbeschäftigte mobile Kran­

kenpflegeperson pro 6000 Einwohnern aller Altersgruppen. Die ent­

sprechende Betreuungsdichte liegt im Burgenland bei 31.000 Ein­

wohnern, in Wien bei ca. 20.000 Einwohnern und in Vorarlberg bei 

5.500 Einwohnern. 

Die Beurteilung der derzeitigen Versorgungs lage älterer pflegebe­

dürftiger Menschen mit mobilen Diensten muß die regional sehr un­
terschiedliche Lebenssituation der Betroffenen miteinbeziehen. Es 
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kann nicht prinzipiell davon ausgegangen werden, daß in einem Be­

zirk, in dem relativ weniger professionelle oder halbprofessio­

nelle Hilfskräfte J..m Einsatz sind, keine andere außerfamiliäre 

Altenbetreuung stattfindet. Der nichtinstitutionellen Nachbar­

schaftshilfe kann im ländlichen Raum eJ..ne nicht unerhebliche 

Rolle zukommen. Es gibt dazu aber keine gesicherten Daten. 

Zwischen den Bundesländern, aber auch innerhalb der Bundesländer 

(je nach Träger) gibt es unterschiedliche Einstellungen hinsicht­

lich des Einsatzes von professionellen, halbprofessionellen und 

ehrenamtlich tätigen Menschen. In einigen Ländern werden profes­

sionelle Kräfte mit ordentlichen Anstellungsverhältnissen bevor­

zugt, während in anderen Ländern die Alten- und Behindertenhilfe 

mit organisierten NachbarschaftshelferInnen auf Basis stundenwei­

ser Bezahlung durchgeführt wird. 

Die Finanzierung mobiler Pflegeleistungen erfolgt in den einzel­

nen Bundesländern nach unterschiedlichen Konzepten: Teilweise er­

halten die Wohlfahrtsorganisationen des Betreuungsdienstes Regie­

kostenbeiträge pro geleisteter Einsatzstunde • Teilweise werden 

die Dienste eher in Form leistungsungebundener Subventionen oder 

V~rlustabdeckungen finanziert. Es bestehen in der Regel diverse 

Mischfinanzierungsformen. 

Auch hinsichtlich des Eigenbeitrages der Hilfeempfänger gelten in 

den Bundesländern sehr unterschiedliche Bestimm~ngen. So ist in 

Wien z.B. die Betreuung durch die mobilen Krankenschwestern 

kostenlos. Auch entstehen WienerInnen mit geringen Einkommen für 

viele soziale Dienste keine Kosten. Ansonsten bezahlen Heimhilfe­

klientInnen monatliche Pauschalbeiträge, die nach Einkommen ge­

staffelt sind. In anderen Bundesländern werden auch von den ein­

kommensschwächsten Betreuten Mindestkostenbeiträge eingehoben. Es 

gibt auch Kostenbeitragssysteme, bei denen sich die Kostenbela­

stung nicht nur nach der Einko~nenshöhe sondern auch nach der In­

tensität der Betreuung richtet. In Vorarlberg wiederum bezahlen 

Mitglieder der privaten Krankenpflegevereine jährliche Mitglieds­

beiträge zwischen S 100,- und S 300,-. Den Mitgliedern entstehen 

dann im Falle der Betreuung durch Krankenschwestern keine zusätz­

lichen Kosten. 
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In einigen Bundesländern werden die sozialen und pflegerischen 

Systeme in einem organisatorischen Verbund angeboten, während 

z. B. in wien diese beiden Versorgungssysteme nebeneinander exi­

stieren. 

In den Bundesländern werden für die ambulanten Dienste Mittel in 

sehr unterschiedlicher Höhe aufgewendet. In Wien wurden 1988 fast 

600 Millionen S für die Heimhilfe und ca. 30 Millionen S für die 

Hauskrankenpflege ausgegeben. In Niederösterreich betrug 1988 die 

Landesförderung für ambulante Dienste ca. 35 Mill ionen S und im 

Burgenland wurde die institutionalisierte Nachbarschaftshilfe 

1988 mit 4,3 Millionen S gefördert. 

Pro HeimhilfeklientIn gab das Sozialamt in Wien monatlich durch­

schnittlich S 3.300,- aus. Das entspricht einem Aufwand von rund 

S 140, - pro Einsatzstunde . Für Hauskrankenpflegekl ientInnen be­

zahlte die MA 12 rund S 500,- pro Einsatzstunde. Die im Vergleich 

zu den anderen Bundesländern hohen Pro-Kopf-Kosten der mobilen 

Alten- und Behindertenhilfe in Wien lassen sich damit erklären, 

daß die HelferInnen in fixen Anstellungsverhäl tnissen arbeiten, 

die Hauskrankenpflege ohne Kostenbeteiligung der KlientInnen ge­

l eistet wird, einkommensschwache Bevölkerungsgruppen auch viele 

soziale Dienste kostenlos in Anspruch nehmen können und der größ­

te Teil des Verwaltungs- und Organisationsaufwandes der mobilen 

Versorgung aus Landesmitteln finanziert wird. In Niederösterreich 

liegen die Kosten des Landes für die Durchführung der mobilen 

Dienste mit ca. S 65, - pro Einsatzstunde weit unter denen in 

Wien. Eine Ursache sind die höheren Kostenersätze der KlientInnen 

<rund S 50,- pro Einsatzstunde und S 850,- pro Monat). Der gerin­

ge öffentliche Kostenaufwand für das Land Niederösterreich ent­

steht auch deshalo, weil sich die Wohlfahrtsinstitutionen an den 

Verwaltungs- und Organisationskosten und den Fahrtkosten beteili­

gen und im hohen Ausmaß HelferInnen nur auf Stundenbasis (nicht 

mit einer fixen Anstellung) beschäftigen. 

Die Schwachstellen des ambulanten Versorgungssystems äußern sich 

sowohl auf mengenmäßiger al s auch auf qual itati ver Ebene. Auch 
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wenn die bestehenden - aber quantitativ nicht erfaßbaren - nicht­

institutionellen ehrenamtlichen Versorgungsnetze mitberücksich­

tigt werden, ist in den meisten Bundesländern der Bedarf an ambu­

lanten Diensten zweifellos bei weitem nicht gedeckt. Laut Mikro­

zensus 1987 melden Betroffene einen Bedarf an, der zumindest eine 

Verdoppelung der ambulanten Dienste bedeuten würde. Die nieder­

österreichische Landesverwaltung hält z.B. dann die mobilen Dien­

ste in ihrem Bundesland für flächendeckend, wenn damit bis zu 5-

mal so viele Menschen wie 1988 betreut werden können. Mit Ausnah­

me von Wien, wo aus demographischen Gründen und aufgrund des der­

zeit schon relativ hohen Versorgungsgrades kein wesentlicher Aus­

bau in quantitativer Hinsicht für sinnvoll erachtet wird, sind 

alle Bundesländer bestrebt, die ambulanten Dienste auszuweiten. 

Hinsichtlich einer qualitativen Verbesserung wird in den meisten 

Bundesländern von den Trägern der Sozial- und Gesundheitseinrich­

tungen eine Integration von sozialen Diensten und pflegerischen 

Diensten angestrebt • Weiters ste 11 t in all en Bundes ländern die 

Versorgung pflegebedürftiger Menschen am Wochenende, am Abend und 

während der Nacht derzeit ein Problem dar. Ein entsprechendes er­

weitertes Angebot wird von den Ländern als notwendig erachtet. Es 

wäre dabei aber auf die Arbei tssi tuation der Personen in den 

Hilfs- und Pflegeberufen Bedacht zu nehmen. 

Der österreichische Zivilinvalidenverband weist darauf hin, daß 

mit ambulanten Versorgungssystemen die Bedürfnisse der Langzeit­

pflegefälle nicht gelöst werden können. 

1.5 stationäre Alten- und Pflegeeinrichtungen 

Laut Volkszählung 1981 lebten in jenem Jahr ca. 50.000 über 60-

Jährige in Anstalten. 3,6 % der über 60-Jährigen werden stationär 

versorgt. Dies war bei 1,3 % der 60- bis 70-Jährigen, 3,3 % der 

70- bis unter 80-Jährigen und 10,9 % der über 80-Jährigen der 

Fall. Es gibt in einigen Bundesländern eine beträchtliche Zahl an 

jüngeren Menschen, die in Pflegeheimen leben. In einer Studie des 

österreichischen Bundesinstitutes für Gesundheitswesen wurden 

62,7 Jahre als das durchschnittliche Alter von Männern bei der 

Aufnahme in steirische Pflegeheime erhoben. 
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Von den verfügbaren Plätzen in Alten- und Pflegeheimen entfallen 

auf Pf legebetten ca. 25 %. Auch dieses Verhäl tnis ist in den 

Bundesländern sehr verschieden. In Wien leben annähernd gleich­

viele Menschen in Wohntrakten der Altenwohnheime und in stationä­

ren Pflegeeinrichtungen, während in anderen Bundesländern auf die 

Pflegebetten oft weniger als 20 % entfallen. 

In Gesamtösterreich verfügen Altenwohnheime über durchschnittlich 

80 Wohnplätze, in Wien über durchschnittlich 165 Wohnplätze und 

in Vorarlberg unter 50 plätze. Noch stärker variiert die durch­

schnittliche Heimgröße für Pflegeheime. Das größte Pflegeheim 

(Lainz) verfügt über 3.200 Pflegeplätze. In Niederösterreich hat 

das größte Pflegeheim 250 Plätze und in Vorarlberg 65 Plätze. 

Hinsichtl ich der qual i tati ven Ausgestal tung der Heime und der 

Bedeutung, die dem diplomierten Betreuungspersonal zugemessen 

wird, variieren die einzelnen Heime sehr stark. 

Bei der Gegenüberstellung von Tagsätzen muß man berücksichtigen, 

daß in keinem der Bundesländer die Höhe der KostenvorschreibulJgen 

aufgrund betricbswirtschaftlicher Kalkulationen festgelegt wird. 

Die niedrigsten Tagsätze in Al tenwohnheimen gibt es in Nieder­

österreich (8 137,- bis 8 288,- pro Tag), die teuersten in wiener 

Altenwohnheimen (8 301,-). Die billigsten Pflegeheimplätze stehen 

derzeit im Burgenland zur Verfügung (8 340,- bis 8 410,-), wien 

und Niederösterreich verrechnen zwischen 8 430,- und 8 500,-. 

Laut Mikrozensus 1987 sind ca. 40.000 über 60-Jährige in öster­

reich auf den Anmeldelisten von Altenwohn- und -pflegeheimen, wo­

bei überwiegend Plätze in Wohnheimen nachgefragt werden. Groß­

städte (vor allem Wien) sind bei den Anmeldungeri für stationäre 

Alteneinrichtungen weit überrepräsentiert. Den BewohnerInnen von 

Altenwohn- und -pflegeheimen in Wien stehen fast viermal so viel 

Wartende gegenüber. Die hohe Nachfrage nach stationären Wohnmög­

I ichkei ten steht im Zusammenhang mit den zunehmenden Prob I emen 

einer adäquaten familiären Versorgung und mit einern zu geringen 

Angebot an ambulanten Diensten. Keinesfalls kann dies als Akzep­

tanz der derzeitigen stationären Einrichtungen gedeutet werden. 
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Alternativen zu Altersheimen und zur mobilen Betreuung: 

Teilstationäre Einrichtungen oder kleine nur teilweise betreute 

Wohnformen als Zwischenglied oder Alternative zu den heute übli­

chen stationären Einrichtungen bzw. zu den rein ambulanten Dien­

sten werden in österreich im Gegensatz zu vielen anderen Indu­

striestaaten momentan noch äußerst marginal angeboten. In Wien 

gibt es zwei Tageszentren für alte Menschen, in Vorarlberg 12 AI­

tenwohnungen für jeweils 8 - 12 Senioren und in Niederösterreich 

einige wenige betreute Seniorenwohnungen. 

1.6 Schwachstellen im System der Pflegevorsorge 

Im Rahmen e~nes Hearings wurden von hilfs- und pflegebedürftigen 

Menschen und ihren Angehörigen sowie von MitarbeiterInnen sozia­

ler und medizinischer Betreuungseinrichtungen folgende Kritik­

punkte am derzeitigen Zustand der Pflegevorsorge vorgebracht: 

Ein berufstätiger Behinderter (Halswirbelbruch, Rollstuhlfahrer> 

kri tisierte das unzureichende bzw. zu bürokratische Angebot an 

Fahrtendiensten . Da eine entsprechende Umgestal tung der öffent­

lichen Fahrtendienste sehr teuer käme, wären nach seiner Ansicht 

direkte finanzielle Zuschüsse für die Betroffenen die kostengün­

stigere Alternative. Mit dem ihm zur Verfügung ' stehenden Pflege­

geld (ca. S 2.500;-) se1 es kaum möglich, die aus der Pflegebe­

dürftigkeit entstehenden Zusatzkosten ausreichend abzudecken. Ein 

Teil seines Gehaltes muß zur Finanzierung von Pflegediensten ver­

wendet werden. Allein die Heimhilfe kostet ihn mehr, al s ihm 

durch das Pflegegeld zur Verfügung steht. Er braucht von der 

Heimhilfe tägliche Hilfen in der Früh und am Abend für lebensnot­

wendige Verrichtungen. Die darüberhinausgehenden Hilfen von 

Freunden (an Wochenenden, in der Nacht) werden unentgeltlich er­

bracht. Dies wird als unbefriedigender Zustand betrachtet, da der 

Behinderte so in die Rolle eines Bittstellers gedrängt wird. 

Ein Vater eines behinderten Kindes (Mongolismus) bedauert, daß es 

in österreich nur in Ansätzen Früherkennung und Frühförderung 
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gibt. Sehr oft wird Kindern mit derartigen Beeinträchtigungen im 

vorhinein die soziale und intellektuelle Entwicklungsfähigkeit 

abgesprochen oder die einzige Möglichkeit für Förderungen dieser 

Kinder wird in Sondereinrichtungen, d.h. abseits von gleichaltri­

gen nichtbehinderten Kindern, gesehen. Ziel sollte es se1n, 

letztlich auf Sonderkindergärten, sonderschulen und andere Son­

dereinrichtungen verzichten zu können. Die integrativen Einrich­

tungen müßten besser als jetzt mit therapeutischen Angeboten aus­

gestattet sein. Es wäre Aufgabe der Krankenkassen, in ihrem Lei­

stungsangebot diverse Therapien hinsichtlich Frühförderung anzu­

bieten. Dies dürfte nicht auf ärztliche Tätigkeit beschränkt 

sein. Weiters müßte gewährleistet sein, daß im Falle einer tempo­

rären Verhinderung einer Betreuung durch die Eltern entsprechen­

der Ersatz angeboten wird. Dies könnte dadurch geschehen, daß 

sich die Familie mittels öffentlicher Pflegegelder privat im 

Freundeskreis "Hilfen kaufe", falls keine geeigneten öffentli­

chen Dienste bestehen. Für berufstätige Eltern mit pflegebedürf­

tigen Kindern sollten entsprechende großzügigere Pflegefreistel­

lungen ohne finanzielle Nachteile überlegt werden. Gibt ein 

Elternteil wegen schwerer Pflegebedürftigkeit der Familienangehö­

rigen seine Berufstätigkeit auf oder kann ein Elternteil deshalb 

erst gar nicht in das Berufsleben eintreten, müßte dafür sozial­

rechtlich vorgesorgt sein. 

Eine ältere Frau, die mit ihrer nach einem Schlaganfall rund um 

die Uhr betreuungsbedürftigen Schwester zusammenlebt, betreut 

während der Woche in der Nacht und an den Wochenenden ganztägig 

ihre Schwester. Während der Woche hält sich ihre Schwester vor­

und nachmittags in einem Tageszentrum auf. Die größten Probleme 

entstehen dann, wenn sie wegen Krankheit al s ·pf legeperson aus­

fällt. Längere Abwesenheiten von zuhause, W1e z.B. Urlaub, sind 

unmöglich. Besuche mit der Pflegebedürftigen außer Haus sind nur 

ganz selten möglich. Um die Betreuung pflegebedürftiger Menschen 

durch Haushaltsmitglieder zu erleichtern, wären ambulante soziale 

Dienste auch an Wochenenden und Abenden, mehr Tageszentren, sozi­

ale Absicherungen der Betreuungsperson sowie ihre Vertretung in 

Krankhei ts- und Ur laubsfällen , eine Einschulung der betreuenden . 

Personen und eine gewisse finanzielle Abgeltung vorzusehen. 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 25 von 101

www.parlament.gv.at



- 21 -

Ein Vertreter des Dachverbandes der Angehörigenvereinigungen für 

psychisch Erkrankte weist auf Besonderheiten von psychischen Er­

krankungen hin. Im Gegensatz zu körperbeh inderten und älteren 

pflegebedürftigen Menschen sind psychische Erkrankungen äußerlich 

nicht sichtbar. Eine Folge davon ist, daß für psychisch behinder­

te Menschen oft kein Hilfs- und Betreuungsbedarf angenommen wird. 

Da die Beeinträchtigungen sehr schwankend und nur schwer vorher­

sehbar sind, müßte das Betreuungs- und Hilfsangebot sehr flexibel 

gestaltet sein. Es müßte jedenfalls sichergestellt sein, daß bei 

der zukünftigen Gestal tung der Pf legevorsorge die finanziellen 

Aufwendungen und der Betreuungsbedarf psychisch behinderter Men­

schen miteinbezogen werden. 

Vertreter von Wohlfahrtsverbänden sehen einen beträchtlichen zu­

sätzlichen Bedarf an Sozialen Diensten, der aber -aufgrund fehlen­

der finanzieller Mittel nicht realisiert werden kann. Auch eine 

Qualitätsverbesserung der Dienste (mehr Flexibilität) sei mit hö­

heren Kosten verbunden . So notwendig zweifellos ein Ausbau der 

ambulanten sozialen Dienste wäre, so dürfte dies nicht durch e1ne 

Vernachlässigung der Heimangebote geschehen. Es gebe nämlich auch 

zusätzlichen Bedarf an stationären Pflegeeinrichtungen. 

Eine Spitalsärztin e1ner internen Abteilung wies auf die oft man­

gelhafte Rehabilitation und Entlassenenvorbereitung der geriatri­

schen und behinderten PatientInnen in den Spitälern hin. Eine 

bessere Entlassenemrorbereitung würde zwar zunächst d ie Verweil­

dauer der PatientInnen in den Spitälern verlängern. Auch würden 

sich aufgrund eines höheren Personalbedarfs von TherapeutInnen 

und SozialarbeiterInnen die Kosten für die Spitäler erhöhen. Da­

durch könnte aber der häufig zu beobachtende "Drehtüreffekt" ge­

mildert werden. Tatsächlich konnte aufgrund solcher verstärkter 

Rehabilitationsbemühungen in der Abteilung, in der die Spitals­

ärztin tätig ist, die spätere Einweisung der PatientInnen in 

Pflegeheime oder die Wiederaufnahme ins Spital reduziert werden. 

Neben der weitgehend fehlende n Rehabilitation in Spitälern wird 

die viel zu geringe Zahl an Tageszentren und anderen teilstatio-
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nären Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen kritisiert. In 

Wien gibt es zwei Tageszentren. Bedarf für Tageszentren wäre laut 

der Leiterin eines Tageszentrums für jeden Bezirk in Wien gege­

ben. Solche Einrichtungen sind elne enorme Entlastung für die 

pf legenden Personen . Weiters könnten sol che Einr ichtungen auch 

als Alternative für einige PflegeheimbewohnerInnen dienen, v.a. 

dann, wenn die für die Betreuung in Frage kommende Person berufs­

tätig ist. 

Ein praktischer Arzt bezeichnet die rein naturwissenschaftliche 

Ausrichtung in der medizinischen Ausb ildung als ein wesentliches 

Hindernis für einen sinnvollen Umgang der Ärztlrinen mit den Lei­

den älterer und behinderter Menschen. Die von den Krankenkassen 

vorgegebene Honorierungsordnung biete falsche Anreize. Hausbesu­

che und ärztliche Gespräche seien kraß unterdotiert. Schließlich 

müßten die jetzigen Bestimmungen geändert werden, die eine ge­

meinschaftliche Organisation von verschiedenen medizinischen, 

therapeutischen und sozialen Professionen in Form sozialmedizini­

scher Zentren verhindern. 

Eine Heimhelferin berichtete über das Wohnumfeld der hilfs- und 

pflegebedürftigen Menschen. Ein beträchtlicher Teil lebt in Sub­

standardwohnungen. Allein wegen dieses Umstandes erhöht sich der 

Pflege- und Hilfsbedarf beträchtlich und soziale Dienste sind oft 

überfordert. Entsprechende Wohnungsstandardanhebungen würden 

nicht nur für die Betroffenen eine große Steigerung ihrer Lebens­

qualität bringen, auch die HeimhelferInnen und ähnliche andere 

Sozialdienste könnten so von gewissen Aufgaben entlastet werden. 

Der Beratungsdienst für entwicklungsgestörte Kinder und Jugendli­

che im Burgenland wurde vorgestell t. Durch Früherkennung, ent­

sprechende Therap.le- und Pflegeangebote soll te die Integration 

gefördert und die Heimeinweisung verhindert werden. Die größten 

Probleme zeigen sich vor allem auf der Pflegeebene, die überwie­

gend der Famil ie überantwortet wird, welche dabei oft überfor­

dert ist. Die öffentliche Hand steht der Familie kaum zur Seite. 
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Im Arbeitsausschuß wurden die hier vorgebrachten Mängel der der­

zeitigen Pf legevorsorge unterschied 1 ich bewertet. Für die eine 

seite ist das unzureichende qualitative und quantitative Angebot 

an pf legevorsorge das zentrale Argument für die Forderung nach 

mehr direkten Geldleistungen an die hilfs- und pflegebedürftigen 

Menschen, da in vielen Fällen die Betroffenen auf eine effizien­

tere und bedarfsgerechtere Art die Abdeckung ihres Hilfsbedarfs 

organisieren könnten. Für die andere Seite ergibt sich aus der 

derzeit mangelnden Pflegevorsorge eher die Notwendigkeit, einen 

ansehnlichen Teil der für die Pflegevorsorge zur Verfügung ste­

henden Mittel für eine flächendeckende ambulante Versorgung und 

für z.B. Wohnstandardanhebungen zu verwenden. Trotz dieser unter­

schiedlichen Gewichtungen kommen beide Denkrichtungen einander 

darin nahe, daß weder Geld- noch Sachleistungen allein zu befrie­

digenden Lösungen führen können. Es sollte eine sinnvolle Kombi­

nation an Leistungen angeboten werden, mit denen sowohl den Prin­

zipien der Selbsthilfe und Wahlfreiheit der Betroffenen entspro­

chen wird, als auch eine Mindestversorgung für alle Hilfs- und 

Pflegebedürftigen sichergestellt wird. 
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2.0 Prüfung von alternativen Leistungssystemen (einschl ießl ich 

der Möglichkeit einer Pflegeversicherung) 

2.1 Ziel einer Pflegevorsorge 

Ziel einer Pflegevorsorge ist die bundesweite Abdeckung des Pfle­

gerisikos durch Geld- und (oder) Sachleistungen, unabhängig vom 

Grund der Behinderung (Finalitätsprinzip). Unter gleichen Voraus­

setzungen sollen gleiche Leistungsansprüche auf Geld- und (oder) 

Sachleistungen bestehen; unabhängig davon, ob die Leistung vom 

Bund, vom Land oder von einem sonstigen Träger erbracht wird. Der 

Leistungsanspruch soll nicht an die Voraussetzung des Besitzes 

der österreichischen Staatsbürgerschaft geknüpft werden; für die 

Anspruchsberechtigung sollte der Wohnsitz oder der ständige Auf­

enthalt in österreich genügen. Der Klub der FPÖ und die Präsiden­

tenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs treten dabei 

jedoch für eine Mindestaufenthal tsdauer (FPÖ: 5 Jahre) al s An­

spruchsvoraussetzung ein. Für die pflegebedürftigen Menschen soll 

grundsätzlich eine Wahlmöglichkeit zwischen der Annahme der Sach­

leistung und einer Geldleistung bestehen. 

Von der Pflegevorsorge sollen Personen umfaßt sein, die infolge 

ihres körper 1 ichen, geistigen oder seel ischen Zustandes ständig 

der Wartung und Hilfe bedürfen. Am Begriff der "Wartung" soll im 

Hinblick auf dl.e umfangreiche Judikatur zu § l05a ASVG und der 

dadurch gegebenen Rechtssicherheit festgehalten werden. 

Der Grüne Klub, der Zentralverband der Pensionisten österreichs, 

die Mobilen Hilfsdienste und die österreichsehe Arbeitsgemein­

schaft für Rehabi 1 i tat ion (ÖAR) vertraten dagegen die Ansicht, 

daß der diskriminierende Begriff der "Wartung und Hilfe" durch 

d~n Ausdruck "Hilfe (Persönliche Assistenz) und Pflege" ersetzt 

werden sollte. Dieser Meinung schloß sich die Lebenshilfe Öster­

reich an und verwies auch auf den Begriff der "Beaufsichtigung" 

(oder "Aufsicht"), der insbesondere bei geistig behinderten Men­

schen relevant wäre. 
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2.2 Leistungen der Pflegevorsorge 

Im Rahmen der Pflegevorsorge müssen sowohl direkte Geldleistun­

gen an Betroffene erbracht als auch Sachleist ungen bereitge­

stell t werden. Die Erbringung von Geldleistungen allein wurde 

nicht als umfassende zielführende Lösung angesehen. Obereinstim­

mend wurde festgestell t, daß auch ein viel fäl tiges Angebot an 

Sachleistungen gesichert werden muß. 

Divergierende Positionen gab es zum Thema, ob den pflegebedürfti­

gen Menschen eher durch eine Erhöhung der Geldleistungen oder ein 

verbessertes Angebot von Sachleistungen geholfen werden soll. So 

sprachen sich vor allem die ÖAR, der ÖZIV, die Klubs der Grünen 

und der ÖVP, die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 

österreichs sowie Ländervertreter dafür aus, in erster Linie auf 

ein bedarfsgerechtes Pflegegeld abzustellen, womit die pflegebe~ 

dürftigen Menschen in die Lage versetzt würden, selbst für ihre 

notwendigen Pflegeerfordernisse vorzusorgen und ein selbstbe­

stimmtes Leben zu führen. Durch die Gewährung von ausreichenden 

Geldleistungen könnten sich die Betroffenen die erforderl ichen 

Hilfen selbst organisieren. 

Andererseits gab es e1ne beträchtliche Zahl von Mitgliedern der 

Arbeitsgruppe, der es vor allem um den Aufbau eines bundesweiten 

Netzes von Sozial- und Gesundheitssprengeln ging, innerhalb derer 

die verschiedenen Dienste zur Wartung und Hilfe angeboten werden, 

wobei Wahlmögl ichkei ten für den pf legebedürftigen Menschen be .... 

stehen sollen. 

Die Lebenshilfe österreich legt Wert auf die Feststellung, daß 

jene Leistungsansprüche nach den jeweiligen Landesbehindertenge­

setzen unberührt .bleiben sollen, die die Förderung behinderter 

Menschen (vor allem mit einer geistigen Behinderung) vorsehen, 

weil es sich dabei nicht um Leistungen der Pflege handle. 
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2.2.1 Geldleistungen 

Zielvorstellung ist die Vereinheitlichung aller zweckgebundenen 

Leistungen, die für die Abgeltung des Pflegebedarfes ausbezahlt 

werden. Als Geldleistung kommt ein Pflegegeld in Betracht. Dieses 

soll dazu beitragen, daß die pflegebedürftige Person die notwen­

dige Wartung und Hilfe in häuslicher Pflege erhalten kann. 

Nach Ansicht des Grünen Klubs muß 

hilfs- und pflegebedürftige Personen 

gewährleistet werden, daß 

durch bedarfsgerechte Lei-

stungen ein selbstbestimmtes Leben führen können. 

2.2.1.1 Stufenregelung 

Grundsätzliche Einigkeit besteht jedenfalls darüber, daß das 

Pflegegeld bedarfsorientiert sein und zur Abdeckung des pflegebe­

dingten Mehraufwandes dienen soll. Die Höhe des Pflegegeldes soll 

in Stufen gewährt werden, wobei die Schwere der Pflegebedürftig­

keit und der Umfang sowie die Qual i tät der notwendigen Wartung 

und Hilfe berücksichtigt werden sollen. Mehrheitlich wird ein 

P~legegeld in Höhe der derzeit nach den Bestimmungen des Kriegs­

opferversorgungsgesetzes gewährten Pflegezulage angestrebt. 

Hinsichtlich der Stufenregelung wurden im wesentlichen zwei 

Modelle diskutiert: 

Modell 1 geht von elner 4- bis 7-stufigen Regelung unter Einbe­

ziehung des derzeitigen Hilflosenzuschusses als erste Stufe aus. 

In einem solchen Fall würden die Judikatur des OGH zum Hilflosen­

zuschuß sowie die Richtlinien des Hauptverbandes der Sozialversi­

cherungsträger zu beachten sein. Die pf legebedürftigkei t müßte 

mindestens im Ausmaß der Stufe 1 (= Hilflosenzuschuß> nachgewie­

sen werden. 

Modell 2 sieht 3 Stufen unter Anrechnung des beizubehal tenden 

Hilflosenzuschusses vor, wobei in diesem Fall die Stufe 1 relativ 

hoch angesetzt werden müßte. 
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Für beide Vorschläge gilt, daß e1n Anspruch auf Pflegegeld nur 

besteht, wenn der pflegebedingte Mehraufwand das Ausmaß der je­

weiligen Stufe 1 bzw. des Hilflosenzuschusses erreicht. Liegt 

zwar Pflegebedürftigkeit vor, erreicht der Mehraufwand dieses 

Ausmaß jedoch nicht, so gebühren lediglich Sachleistungen. 

Nach einer vorwiegend von den Vertretern der Länder geäußerten 

Ansicht kann bei einem mehr als 3-stufigen System die Einstufung 

differenzierter und somit gerechter vorgenommen werden. Eine 4-

bis 7-stufige Lösung würde einen geringeren finanziellen Aufwand 

bedingen. 

Demgegenüber wurde die Meinung vertreten, daß bei einem 4- bis 7-

stufige il System mit einem erhöhten Administrationsaufwand und 

somit höheren Kosten gerechnet werden muß. 

Zur näheren Regelung der Pflegestufen wurden verschieden~ 

Auffassungen vorgebracht: 

* Nach Ansicht des Grünen Klubs sollte die Abdeckung besonderer 

pflegebedingter Aufwendungen vorgesehen werden und die Möglich­

keit bestehen, 1m Einzelfall auch über die höchste Stufe hinaus 

Geldleistungen zu erbringen. Es wurde eine individuelle Festle­

gung des Bedarfs ohne starre Grenzen vorgeschlagen. Weiters wurde 

vom Grünen Klub eingebracht, daß bei der Einstufung der Hilfs­

und Pflegebedürftigkeit nicht allein medizinische Faktoren aus­

schlaggebend sein dürfen, sondern auch die individuellen Lebens­

umstände der betroffenen Menschen (z.B. Lage und Ausstattung der 

Wohnung, Infrastruktur, Mobilitätserschwernisse etc.) berücksich­

tigt werden müssen. 

* Der österreichische Landarbeiterkammertag schlug ein Modell 

vor, das von einer Leistung für Vollpflege ausgeht und nach einer 

Indikationsliste Teilleistungen nach einem Prozentsatz der Voll­

pflege vorsieht. 

* Nach Ansicht des österreichischen Arbeiterkammertages könnte 

ein Grundpflegegeld vorgesehen werden. Für besondere Erschwernis-
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se könnte dieses durch festgestellte Steigerungsprozente erhöht 

werden. 

* Der Pensionistenverband österreichs häl teine 3-stuf ige Rege­

lung, mit der im Regelfall das Auslangen gefunden werden könnte, 

für vorteilhaft. Bei Vorliegen besonderer Erschwernisse wären 

außerordentliche Zuschläge zu gewähren. 

* Der Zentralverband der Pensionisten österreichs befürwortet 

unter Hinweis auf einen geringeren Ermessensspielraum ein 5-

stufiges System. Er fordert, daß die erste Stufe des Pflegegeldes 

nach unten hin offen gestaltet wird und Geldleistungen auch dann 

zuerkannt werden, wenn der pflegebedingte Mehraufwand die stufe 1 

des Pflegegeldes nicht erreicht. Sollte der Mehraufwand für die 

Gewährung einer Geldleistung nicht ausreichen, wären zumindest 

die notwendigen Sachleistungen kostenlos zu erbringen. 

* Nach dem Modell der ÖAR bzw. des öZIV soll die Höhe des Pflege­

geldes in 6 pauschalierten Pflegegeldstufen geregelt werden, wo­

bei die Höhe und Zuordnung der einzelnen Stufen sich an der Rege­

lung des Kriegsopferversorgungsgesetzes orientieren soll. Es wird 

von drei gleichwertigen Kostenfaktoren (Pflege, Mobilität und 

persönliche Hilfsdienste) ausgegangen, die bei der Einschätzung 

in Pflegestufen berücksichtigt werden sollten. Auch wird darauf 

hingewiesen, daß B~troffene unter Umständen keine Pflege bräuch­

ten, aber ein Bedarf an Mobilität und zusätzlichen Leistungen be­

stehen könnte. 

* Nach der Auffassung der Vertreterin des Ludwig-Boltzmann-Insti­

tutes für Al tersforschung ist für al te Menschen ein 7-stufiges 

System nicht zumutbar, da sich der Leidenszustand laufend ändert. 

* Der Vertreter des Landes Vorarlberg wies demgegenüber auf die 

seit 1. Jänner 1990 im Land Vorarlberg wirksame Regelung über die 

Gewährung eines Pflegezuschusses hin. Der Pflegezuschuß wird im 

Rah~en der Sozialhilfe aufgrund einer Verordnung der Vorarlberger 

Landesregierung, LGBl.Nr. 46/1989, in 7 stufen je nach dem Ausmaß 

des Betreuungserfordernisses gewährt. Er beträgt in der Stufe 1 
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S 2 . 230,- und in der höchsten stufe S 15.000,- monatlich. Gleich­

artige Leistungen (z.B. Hilflosenzuschüsse) werden auf den Pfle­

gezuschuß angerechnet. Einkommen und Vermögen finden ab einer be­

stimmten Höhe bei der Bemessung des Pflegezuschusses Berücksich­

tigung. Hauptziel des Pflegezuschusses ist, die Familienpflege zu 

fördern. Die bisherige Erfahrung in Vorarlberg zeige, daß es kei­

ne Schwierigkeiten bei der stufenweisen Bemessung des Pflegezu­

schusses gebe. Die Stufenregel ung habe sich schon viel e Jahre 

hindurch bei Vollziehung des Vorarlberger Behindertengesetzes (3 

Stufen des Pflegegeldes) bewährt. 

Zur Frage der stufenregelung liegt eine Stellungnahme eines Ex­

pertenteams vom 7. März 1990 vor, derzufolge unter anderem gegen 

eine 7-stufige Regelung aus wissenschaftlicher Sicht keine Ein­

wände bestehen. Weite rs wird ausgeführt, daß bei einem bedarfs­

orientierten Pflegegeld die Dauer der Pflege trotz der damit ver­
bundenen Einstufungsschwierigkeiten berücksichtigt werden müßte. 

In dieser Stellungnahme wird auch ein Formulierungsvorschlag zur 

Gliederung der einzelnen Stufen unterbreitet. Der Vorschlag lehnt 

sich weitgehend an das Modell der ÖAR bzw. des ÖZIV sowie die 

Vorarlberger Regelung an. 

Eine nähere wissenschaftliche Begutachtung zur Ausarbeitung von 

allgemeinen Begutachtungsrichtlinien und Einschätzungskriterien 

muß auf der Grundlage der vorliegenden Expertise zu einem späte­

ren Zeitpunkt erfolgen. 

2.2.1.2 Ausschluß von Doppelleistungen 

Im Falle einer gesetzlichen Neuregelung soll nur eine Leistung 

zur Abdeckung des pflegebedingten Mehraufwandes erbracht werden. 

Um eine Verschlechterung im Einzelfall auszuschließen, müßten 

übergangslösungen getroffen werden. 

Mehrheitlich wurde die Auffassung vertreten, daß bei Wegfall des 

pflegebedingten Mehraufwandes (z.B. bei stationärem Aufenthalt in 

elner Krankenanstal t auf Kosten eines Krankenversicherungsträ­

gers ) die Geldleistung nicht an den Betroffenen zur Auszahlung 
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gelangen soll, weil in solchen Fällen das Ruhen des Pflegegeldes 

eintritt . 

Nach Auffassung des Grünen Klubs, der ÖAR, des Zentral verbandes 

der Pensionisten österreichs und der FPö müssen den Betroffenen 

auch bei stationärem Aufenthal t Geldleistungen gewährt werden, 

damit sie sich Persönliche Assistenz, die von der Einrichtung 

nicht geboten werde, beschaffen können. Ein teilweises Abtreten 

des Pf 1 egegeldes in Form einer Legal zession wird al s denkbar 

erachtet. 

2.2.1.3 Berücksichtigung des eigenen Einkommens 

Das Pflegegeld soll unabhängig vom Vermögen gewährt werden, wobei 

die Frage besteht, ob ein Einkommen über der Einkommensobergren­

ze (etwa Höchstbeitragsgrundlage nach dem ASVG) einschleifend be­

rücksichtigt werden soll. 

Mehrheitlich wurde die Ansicht vertreten, daß Geldleistungen 

unter Berücksichtigung (Anrechnung) eines die Einkommensober­

grenze überschreitenden Einkommens im Sinne einer Einschleifrege-

1 ung gewährt werden soll en. Demgegenüber haben die öAR und der 

Grüne Klub unter Hinweis auf das Gleichheitsprinzip vorgeschla­

gen, Geldleistungen unabhängig vom Einkommen zu gewähren, da es 

ausschließlich um den Ausgleich behinderungsbedingter Mehraufwen­

dungen gehe. 

2.2.2 Sachleistungen 

Parallel zu den Geldleistungen muß es zum flächendeckenden Ausbau 

und adäquaten Angebot sozialer Dienste kommen. Hiefür hätten die 

Länder unter Abschluß von Vereinbarungen nach Artikel 15a B-VG 

Sorge zu tragen. Wesentlich ist, daß die Sachleistungen nicht nur 

in ausreichender Zahl, sondern auch in verbesserter Qualität an­

geboten werden. Dem pflegebedürftigen Menschen soll grundsätzlich 

die Wahlmöglichkeit zukommen, die erforderlichen Dienste für sich 

selbst zu besorgen oder Leistungen von dafür eingerichteten Trä­
gerorganisationen in Anspruch zu nehmen. Als Diskussionsergebnis 
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wurde festgehal ten, daß es zu einer Verbindung von bestehendem 

Gesundheitssystem und auszubauendem Pflegesystem kommen muß. Nur 

eine gemeinsame Reform des Gesundheitsversorgungssystems, der 

struktur der sozialen Krankenversicherung und des Pflegesystems 

kann zum angestrebten Erfolg führen. 

2 2.2.2.1 Beratung 

Die Beratung bildet einen wesentlichen Bestandteil der angebo­

tenen Hilfe. Es muß eine Verpflichtung der Träger gegenüber den 

pflegebedürftigen Menschen und den Pflegepersonen bestehen, 

* fachliche Beratungen über Leistungen und Hilfen 

* Anleitung zur eigenständigen Durchführung der Pflege unter Be­

rücksichtigung der Wünsche des pflegebedürftigen Menschen und 

unter Einbeziehung von Betroffenen sowie 

* die Erstell ung eines Rehabil i tations- und Pf legeplanes all en­

falls auf Grund einer Teamberatung anzubieten und 

* Selbsthilfe in den verschiedenen Formen zu fördern. 

Die Beratung hat durch speziell ausgebildetes Personal zu er­

folgen. 

Die ÖAR hat darauf hingewiesen, daß ihrer Ansicht nach einem/r an 

Ort und stelle tätigen Pflegeberaterln gegenüber einer zumeist am 

Behördensitz erfolgenden Teamberatung der Vorzug zu geben sei. 

Der Grüne Klub hat insbesondere die Notwendigkeit der Förderung 

von Selbsthilfegruppen in den Vordergrund gestellt. 

2 weitere Ausführungen zu diesem Thema in Kapitel 3.2.1.5 
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2.3 Sicherung für die Pflegepersonen3 

Sowohl den pflegenden Familienangehörigen als auch familienfrem­

den Personen soll die Möglichkeit der begünstigten Pensionsversi­

cherung unter Bedachtnahme auf den bisherigen Versicherungsver­

lauf bei hohem Pflegeaufwand (nach Pflegestufe) gegeben werden, 

wenn wegen der Pflege keine versicherungspflichtige Erwerbstätig­

keit ausgeübt werden kann. Eine begünstigte Pensionsversicherung 

sollte auch dann gewährt werden, wenn vorher keine Erwerbstätig­

keit der Pflegeperson bestanden hat. 

Der ~auptverband der Sozial versicherungsträger österreichs häl t 

eine begünstigte (freiwillige) Pensionsversicherung für nicht 

zweckmäßig und tritt für eine Pflichtversicherung in der Pensi­

onsversicherung für jene Personen ein, die behinderte Menschen im 

Allgemeininteresse pflegen. Die Beitragsgrundlage für solche Zei­

ten könne dabei je nach Pflegeaufwand abgestuft sein. 

Für freiwillige und stundenweise Hilfe soll die Aufnahme in die 

Unfallversicherung ' mit einem Kostenbeitrag geschaffen werden. 

überwiegender Konsens konnte auch darüber erzielt werden, daß ein 

gleichwertiger Sozialversicherungsschutz sichergestellt sein 

soll te, wenn ein Dienstverhäl tnis ausschI ießl ich wegen der Er­

bringung von Pflegeleistungen beendet wurde. 

2.4 Fachliche Qualifikation der Pflegepersonen4 

Die Pflegeleistungen müssen durch ein entsprechend qualifizier­

tes Personal erbracht werden. Zur Sicherung eines hohen Ausbil­

dungsniveaus sowohl im öffentlichen als auch im privaten Bereich 

soll die fachliche Qualifikation der Pflegepersonen eindeutig 

geregelt werden. 

3 Weitere Ausführungen zu diesem Thema in Kapitel 3.2.3.4 

4 Weitere Ausführungen zu diesem Thema in Kapitel 3.2.3.2 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 37 von 101

www.parlament.gv.at



- 33 -

Nach dem Alternativvorschlag des Grünen Klubs soll die fachliche 

Qualifikation von Personen, die Hilfe und Pflege ("Persönliche 

Assistenz") leisten, bedarfsgerecht geregelt werden. 

Der öZIV vertrat den Standpunkt, daß nur im Rahmen der Kranken­

versorgung und bei besonderen Behinderungsformen qual if iziertes 

Personal erforderlich sei, beim Gros der Pflegefälle jedoch die 

Hilfestellung überwiegend von willigen und einfühlsamen Personen 

erfolgen könne. 

~ür die Hauskrankenpflege soll zusätzlich zu der bereits gesetz­

lich geregelten Pflege durch Diplomkrankenschwestern und -pfleger 

auch die Pflege durch andere Dienste geregelt werden (z.B. Alten­

helferIn) . Darüber hinaus sollen für die in den Sozialdiensten 

tätigen sonstigen Personen Berufsbilder bundeseinheitlich ge­

schaffen werden. 

2.5 Anzeige- bzw. Genehmigungspflicht 

Die Führung von Einrichtungen, die Hilfe und Pflege anbieten und 

organisieren, soll te unter Wahrung der Zuständigkeit der Länder 

anze ige- bzw. genehmigungspflichtig werden. 

2.6 Verfahren 

Für das Verfahren sollten nachstehende Grundsätze gelten: 

* Auf Geldleistungen ist ein Rechtsanspruch einzuräumen. Bei den 

Sachleistungen ist ein Rechtsanspruch auf Hauskrankenpflege (die 

von der Krankenversicherung zu tragen ist) und ähnliche therapeu­

tische Maßnahmen 5 vorzusehen. Im übrigen wären die Träger zu ver­

pflichten, Sachleistungen anzubieten und in pflichtgemäßem Ermes­

Sen zu gewähren. Es ist nicht auf jede einzelne Sachleistung ein 

Rechtsanspruch einzuräumen. 

5 vgl. Kapitel 2.7.5, Seite 40 
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* Die AntragsteIlung auf Gewährung von Geldleistungen hat durch 

den Betroffenen oder einen Bevollmächtigten zu erfolgen. Die An­

tragstell ung auf Gewährung von Sachleistungen soll auch durch 

Dritte möglich sein; es ist auch eine amtswegige Einleitung des 

Verfahrens vorzusehen. 

* Die Beurteilung der Einstufung soll erforderlichenfalls durch 

Zusammenwirken der notwendigen Fachleute (Arzt/Ärztin, Sozialar­

beiterIn, Psychologe/in, Ergotherapeutln, diplomierte/r Kranken­

schwester/pfleger, etc.) geschehen. 

* Sollte das AVG keine Anwendung finden, wäre das Parteiengehör 

zwingend vorzusehen. 

D~e ÖAR schlug als Ergänzung vor, daß im Verfahren die Möglich­
keit der Selbsteinschätzung durch den Betroffenen vorgesehen wer­

den sollte. 

Der Grüne Klub brachte unterstützt vom Zentralverband der Pensio­

nisten österreichs vor, daß auf Antrag der/s Betroffenen elne 

individuelle Feststellungsprüfung zu erfolgen hätte, wenn die/der 

Betroffene mit der schematischen Zuordnung zu einer 

Pflegegeldstufe nicht einverstanden sei. 

2.7 Organisationsmodelle 

Nach Möglichkeit soll an der verfassungsrechtlichen Kompetenzver­

teilung festgehalten werden. Es ist zu beachten, daß vorgeschla­

gene Lösungsmodelle auf gewachsenen Strukturen und bestehenden 

Einrichtungen aufbauen, wobei jedoch eine aufeinander abgestimmte 

Vorgangsweise aller Leistungsträger für eine qrialitative Verbes­

serung der Pflegevorsorge unumgänglich ist. Als bestehende Ein­

richtungen bieten sich insbesondere die Sozialversicherungsträger 

sowie die Landesinvalidenämter und Landesbehörden (eventuell die 

Bezirksverwaltungsbehörden) an. 
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Mehrheitlich wurde darüber hinaus die Auffassung vertreten, daß 

der Entscheidungsträger auch für den finanziellen Aufwand aufkom­

men soll. 

Es wurde festgehalten, daß hinsichtlich der Pflegevorsorge ver­

fassungsrechtliche Kompetenzen des Bundes im Rahmen des "Sozial­

versicherungswesens", der Kriegsopfer- und Heeresversorgung, der 

Opferfürsorge, (der Verbrechensopferversorgung) und im Rahmen des 

Pensionsrechtes der Beamten gegeben sein könnten. Al s weitere 

verfassungsrechtliche Grundlage könnte Artikel 12 B-VG "Armen­

wesen" - Grundsatzgesetz des Bundes und Ausführungsgesetze der 

Länder - herangezogen werden. Im übrigen ist die Zuständigkeit 

der Länder gemäß Artikel 15 B-VG (Generalklausel) gegeben. 

Für die Vollziehung der Pflegevorsorge bieten sich unter möglich­

ster Beibehaltung der bisherigen Kompetenzverteilung folgende 

Organisationsmodelle an: 

2.7.1 Vollziehung im Rahmen der unmittelbaren Bundesverwaltung 

und der Landesverwaltung 

Die gesetzliche Regelung des Pflegegeldes hätte für alle pflege­

bedürftigen Menschen, für die es eine Bundeskompetenz gibt, durch 

Bundesgesetz zu erfolgen. Die in diesen Rechtsbereichen über die 

Leistungsgewährung entscheidenden Stellen, W1e z.B. die Sozial­

versicherungsträger , Landesinval idenämter und Dienstbehörden, 

könnten auch für die Administration des Pflegegeldes herangezogen. 

werden. 

Mehrheitlich hat man sich für eine Zuweisung der Geldleistungen 

an bereits befaßte Stellen und gegen die Einrichtung neuer Appa­

rate ausgesprochen. Bei Umwandlung des Hilflosenzuschusses in 

Pflegegeld bietet sich eine Vollziehung der Geldleistungen durch 

die Pensionsversicherung an. Diesfalls wären Ansprüche im Lei­

stungsstreitverfapren durchzusetzen. Als Vorteil wurde festgehal­

ten, daß eine solche Lösung rasch realisierbar wäre. Insbesondere 

die Vertreter der Länder, die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­

schaft, die Par lamentskl ubs der Soz ial isti schen Partei und der 
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österreichischen Volkspartei haben sich für diese Konstruktion 

ausgesprochen. 

Der Hauptverband der österreichischen Sozial versicherungsträger 

hält es dagegen für nicht zweckmäßig, daß für einen Teil der in 

Frage kommenden Personen das Pflegegeld von den Pensionsversiche­

rungsträgern gezahl t wird und für alle anderen Personen andere 

Stellen zur Auszahlung zuständig sind. Die Auszahlung sollte nur 

von einer stelle erfolgen. 

Die öAR und der öZIV bevorzugen e~ne Konzentration bei Bundesbe­

hörden, wobei die Landesinvalidenämter über das Pflegegeld ent­

scheiden sollten. Die Bezirksverwaltungsbehörden könnten mit den 

Ermittlungen vor Ort beauftragt werden. Bei dieser Konstruktion 

würde den Betroffenen ein Instanzenzug offen stehen. 

Die Einrichtung einer Zentralstelle wäre vor allem für Neubewil­

I igungen und Neubemessungen denkbar. Eine solche Regel ung wäre 

insofern problematisch, als die Administration der bereits bewi l ­

ligten Hilflosenzuschüsse bei den Pensionsversicherungsträgern 

verbleiben müßte und bei Einrichtung einer Bundesbehörde als zen­

traler Administrationsstelle noch abzuklären wäre, ob im Hinblick 

auf Artikel 102 Abs.2 B-VG eine Verfassungsänderung zu erfolgen 

hätte. 

In beiden Fällen müßten sich die Länder zusätzlich durch Verträ­

ge gemäß Artikel ISa B-VG verpflichten, das Pflegegeld für den 

durch die bundesgesetzliche Regelung nicht umfaßten Personenkreis 

unter gleichen Voraussetzungen und in selber Höhe wie der Bund zu 

gewähren und freiwerdende Gelder für den Ausbau sozialer Dienste 

zu verwenden. Darüber hinaus müßte den Ländern eine Verpflichtung 

auferlegt werden, nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden und 

zusätzlich freiwerdenden finanziellen Mittel dafür Sorge zu tra­

gen, daß von geeigneten Institutionen Sachleistungen flächendek­

kend - z.B. durch "Sozial- und Gesundheitssprengel" - angeboten 

werden. 
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2.7.2 Vollziehung 1m Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung und 

der Landesverwaltung 

Die gesetzliche Regelung hätte ebenfalls in Form e1nes Bundes­

gesetzes zu erfolgen; auch wären analog der Vollziehung im Rahmen 

der unmittelbaren Bundesverwaltung mit den Ländern entsprechende 

Vereinbarungen gemäß Artikel ISa B-VG abzuschließen. 

In erster Instanz würden die Bezirksverwaltungsbehörden oder Lan­

desinvalidenämter und in zweiter Instanz der Landeshauptmann über 

das Pf legegeld entscheiden. Allerdings hat sich in der Praxis 

(Opferfürsorge und Tuberkulosehilfe ) die Leistungsverwal tung im 

Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung nicht bewährt. Einer Kon­

struktion, bei der der Entscheidungsträger auch für den finanzi­

ellen Aufwand aufkomme, wäre der Vorzug einzuräumen. 

Als Vorteil dieser Organisationsforrn wurde angeführt, daß die Be­

ratung und Entscheidung vor Ort durch die Bezirksverwal tungs­

behörde erfol gen könnte; es wäre aber auch vorstellbar, daß die 

Bezirksverwal tungsbehörde im Verfahren nur als ersuchte Behörde 

fungierte u~d das Landesinvalidenamt über die Leistungsgewährung 

entscheidet. Auch die Erstellung eines Pflegeplanes im Rahmen von 

Teamberatungen könnte vor Ort erfolgen. 

Da für die Durchführung der Pflegevorsorge im Rahmen der mittel­

baren Bundesverwaltung gemäß Artikel 102 Abs.l B-VG die Zustim­

mung der Länder erforder 1 ich wäre, müßte mit langwierigen Ver­

handlungen mit den Ländern gerechnet werden. 

2.7.3 Einrichtung eines Fonds 

Es wäre auch die Einrichtung eines Fonds durch ein Bundesgesetz 

ähnlich dem Nationalfondsgesetz oder dem Familienlastenaus­

gleichsgesetz denkbar. 

Der ÖZIV hat als größten Vorteil der Fondslösung die Möglichkeit 

der Vereinheitlichung der Pflegevorsorge angesehen. Demnach soll­

ten Bundesbeiträg~, Länderbeiträge und Sozialversicherungsbeiträ-
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ge in einen Fonds fließen und sämtliche Leistungen im Zusammen­

hang mit Pflege von einer stelle erbracht werden. 

Während der ÖZIV und der österreichische Landarbeiterkammertag 

die Einrichtung eines Fonds zur Administration von Geldleistun­

gen für möglich erachten, sieht der österreichische Arbeiterkam­

mertag die Aufgabe eines Fonds darin, Geldmittel zu verwalten und 

den Ausbau sozialer Dienste zu steuern. Nach Ansicht des öster­

reichischen Arbeiterkammertages könnte einem Fonds koordinieren­

de, impulsgebende und steuernde Funktion zukommen 6 . ' 

Es wäre vorstellbar, den Fonds als "starthilfe" zu konstruieren, 

um erforderliche Impulse auszulösen. 

Demgegenüber wurde von Vertretern der Länder und der Bundes­

kammer der gewerbl ichen Wirtschaft betont, daß ein Fonds eine 

zentralistische Lösung darstelle und die Verteilung der Geld­

mittel durch einen behäbigen Verwaltungsapparat mit zusätzlichem 

Personalaufwand erfolgen würde; dies gelte auch für eine zeitlich 

befristete Fondslösung. 

Der Zentralverband der Pensionisten österreichs und der Öster­

reichische Pensionistenring haben' sich unter Hinweis auf die Mög­

lichkeit der Zweckentfremdung der zur Verfügung stehenden Mittel 

gegen eine FondslösUng ausgesprochen. 

Abschließend konnte Ubereinstimmung darüber erzielt werden, daß 

eine steuerungs- und Koordinationsfunktion auch durch Abschluß 

von Verträgen mit den Ländern gemäß Artikel 1Sa B-VG erziel t 

werden könnte. 

6 Weitere Ausführungen zu diesem Thema in Kapitel 3.2.2.2, c) 
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2.7.4 Grundsatzgesetz Bund 

Land 

Ausführungsgesetz und Voll ziehung 

Nach Ansicht des Bundeskanzleramtes - Verfassungsdienst kann die 

Vorsorge für pflegebedürftige Personen nicht unter den verfas­

sungsrechtlichen Kompetenztatbestand des Artikels 12 B-VG "Armen­

wesen" subsumiert werden, da dieser an Bedürftigkeit anknüpfe und 

mobile (soziale) Dienste nach Judikatur und Lehre von dem ge­

nannten Kompetenztatbestand nicht umfaßt wären. 

Im übrigen würde diese Konstruktion zwangsläufig eine Auseinan­

derentwicklung nach sich ziehen, weil in einem Bundesgesetz nur 

die Grundsätze normiert werden könnten. 

2.7.5 Pflegeversicherung 

Der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes hat zu der frage, ob 

die Pflegeversicherung im verfassungsrechtlichen Kompetenztatbe­

stand "Sozia 1 versicherungswesen" Deckung finde, die Auffassung 

vertreten, daß der Kompetenztatbestand "Sozialversicherungswesen" 

einer dynamischen Entwicklung unterliege und da?er eine Ausdeh­

nung auf den Bereich der Pf legevorsorge grundsätz lieh mögl ich 

wäre, solange keine Länderkompetenzen berührt würden. 

Hinsichtlich des Personenkreises, der von einer solchen Versiche­

rung umfaßt sein sollte, wurde weitgehender Konsens darüber er­

zielt, daß jene Personen einzubeziehen wären, die Krankenversi­

cherungsbeiträge entrichten. Derzeit haben mitversicherte Angehö­

rige nur Anspruch auf Sachleistungen, nicht jedoch auf Geldlei­

stungen . Die Mög 1 ichkei t einer Ausdehnung auf die Angehör igen 

(Mitversicherten) wird nicht grundsätzlich abgelehnt. Eine derar­

tige Änderung würde allerdings eine Durchbrechung der sozialver­

sicherungsrechtlichen Prinzipien bedeuten und in der Verfassung 

keine Deckung finden. Sollte keine Einbeziehung der Angehörigen 

erfolgen, blieben für S1e sowie für jene Personen, die nicht 

krankenversichert sind, die Länder im Rahmen der Sozialhilfe zu­

ständig. 
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Vom Zentralverband der Pensionisten österreichs wurde darauf 

hingewiesen, daß im Falle einer solchen Regelung die länderweise 

unterschiedlichen Regreßbestimmungen aufgehoben werden müßten. 

Zum Leistungsangebot wurde festgestellt, daß bei einer möglichen 

Ausweitung des sozialversicherungsrechtlichen Krankheitsbegriffes 

unter Umständen von der Schaffung eines eigenen Versicherungs­

falles der Pflegebedürftigkeit abgesehen werden könnte. Hauskran­

kenpflege, Rehabilitation, ambulante medizinische Fachdienste 

aber auch Pflege im sogenannten Asylierungsfall werden faktisch 

zum Teil schon heute aus dem Versicherungsfall der Krankheit 

geleistet und könnten bei einer Erweiterung des Krankheitsbegrif­

fes künftig zur Gänze und rechtlich einwandfrei nicht nur als 

freiwi 11 ige Leistung, sondern auch als Pf lichtleistung aus dem 

Versicherungsfall der Krankheit geleistet werden. Ein Anspruch 

auf soziale Dienste im Rahmen der Versicherung wäre jedoch nicht 

einzuräumen. Der Ausbau der sozialen Dienste bliebe im Kompetenz­

bereich der Länder. 

Hinsichtlich der Geldleistungen ist die Umwandlung des Hilflosen­

zuschusses in ein 7-stufiges Pflegegeld vorstellbar. Die Geldlei­

stungen würden daher primär vom Pensionsversicherungsträger, die 

Sachleistungen vom Krankenversicherungsträger erbracht. Die Ein­

hebung der Versicherungsbeiträge könnte über die Krankenversiche­

rung erfolgen. 

Um eine Gleichstellung der Betroffenen zu erreichen, müßten vom 

Bund mit den Ländern Vereinbarungen gemäß Artikel ISa B-VG 

getroffen werden, in denen sich die Länder verpf 1 ichten, unter 

denselben Voraussetzungen gleich hohe Leistungen wie der Bund zu 

erbringen. Weiters müßten sich die Länder verpf 1 ichten, frei­

werdende Mittel für den Ausbau eines flächendeckenden Netzes 

sozialer Dienste zu verwenden sowie Einrichtungen der Pflege zu 

fördern. 

Nach Ansicht des Grünen Klubs würden die freiwerdenden Mittel der 

Länder keinesfalls ausreichen, um den Ausbau eines flächen­

deckenden Netzes sozialer Dienste zu gewährleisten. Es müssen 

daher weitere Finanzierungsquellen ausfindig gemacht werden. 
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Vom Versicherungsträger wären - ähnlich wie derzeit im Rahmen der 

Krankenversicherung - mit Institutionen, die Leistungen im Rahmen 

der Pf 1 egevers icherung anbieten ( z . B. Soz ia 1- und Gesundhei ts­

sprengel), Verträge abzuschließen. Die Institutionen müßten nach 

Inanspruchnahme von Leistungen mit dem Versicherungsträger ab­

rechnen. Sollte eine Leistung von einer Institution bezogen wer­

den, die in keinem Vertragsverhältnis zum Versicherungsträger 

steht, wäre ein pauschaler Kostenersatz an den pflegebedürftigen 

Menschen vorzusehen, damit das Prinzip der Wahlfreiheit gewahrt 

bleibe. Für jenen Personenkreis, der von der Versicherung nicht 

umfaßt wäre, bliebe der Abschluß solcher Verträge Sache der 

Länder im Rahmen der Sozialhilfe. 

Da das Pflegegeld zur Abdeckung des pflegebedingten Mehraufwan­

des dienen soll, könnte auch ein Kostenbeitrag für Sachleistun­

gen vorgesehen werden. Sollte ein Kostenbeitrag nicht vorgesehen 

werden, müßte dies bei der Bemessung des Pflegegeldes Berücksich­

tigung finden. 

Im wesentlichen wurde Einigung darüber erzielt, keine Wartezeit 

vorzusehen und das Pflegegeld ab dem 3. Lebensjahr zu gewähren. 

Vertreter der Länder haben zum Versicherungsmodell angemerkt, daß 

sie es als besonders kostenaufwendig ansehen, zumal sie befürch­

ten, die Finanzierung werde sich ähnlich wie im Spitalswesen ent­

wickeln und es werde getrachtet werden, Pflegebetten zu füllen; 

dies würde zu weiteren Asylierungsfällen führen. 

2.8 Grundsätze der Finanzierung 

Zur Berechnung des finanziellen Mehraufwandes für e1n Pflegegeld 

liegen unterschied 1 iche statistische Daten über die Anzahl der 

pflegebedürftigen Personen vor. Als Vorfragen wären insbesondere 

* 

die Personenanzahl 

die zu erwartenden Prozentsätze nach einzelnen stufen 

die Höhe der Pflegestufen 
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* 
* 

elne 12- oder 14-malige Auszahlung SOWle 

das Ausmaß der bisher erbrachen Leistungen 

zu klären. 

Die Anzahl der Personen, die in den Genuß eines Pflegegeldes 

kommen könnten, wird auf 290.000 (öAR) bis 350.000 (Ergebnis der 

Beratungen im Ausschuß 1) geschätzt. Es stehen keine exakten sta­

tistischen Zahlen zur Verfügung. 

Nach einer Berechnung des BMAS ergibt sich bei einer 12-maligen 

Auszahlung des Pflegegeldes ein zusätzlicher Finanzbedarf von ca. 

6,5 bis 7,5 Mrd.S für geschätzte 300.000 Personen pro Jahr. Geht 

man von 330.000 Personen aus, errechnet sich ein jährlicher 

Mehrbedarf von ca. 8 bis 9,5 Mrd.S. In diesen Berechnungen sind 

allfällige finanzielle Auswirkungen von Ubergangsregelungen zur 

Wahrung der Rechtsansprüche in derzeitiger Höhe " nicht berücksich­

tigt. Die dieser Berechnung zugrunde gelegten Prämissen und Be­

rechnungsvarianten sind den Anlagen 1 und 2 zu entnehmen. 

Der ÖZIV errechnete 1988 den Mehrbedarf mit rund 6 Mrd.S, wobei 

auch eine Ersparnis der von den Ländern eingesetzten Mittel für 

Heimunterbr ingung in Höhe von geschätzten 2,5 Mrd. S berücksich­

tigt wurde. 

Von Vertretern der Länder und der Bundeskammer der gewerblichen 

Wirtschaft wurde betont, daß als Zwischenlösung auch ein Pflege­

geld in Höhe der im Land Vorarlberg vorgesehenen Beträge einge­

führt werden könnte. Dies würde dann lediglich ein Mehrerforder­

nis von 0,7 bis 2 Mrd.S <bei 12-maliger Auszahlung) bedingen 

<siehe Anlage 3). 

Von den derzeitigen Aufwendungen für Geldleistungen entfallen 

rund 85% auf den Bund. 

Zur Finanzierung 

aufgebracht werden. 

keiten: 

des Pflegegeldes müssen zusätzliche Mittel 

Hiefür bestehen grundsätzlich drei Möglich-
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Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge 

Einhebung einer Pflegehilfeabgabe 

Umschichtungen von anderen Budgets (KRAZAF, Gebietskör­

perschaften) 

Wie bereits in Kapitel 2.7.5, Seite 40, festgestellt, könnte die 

Einhebung der Versicherungsbeiträge über die Krankenversicherung 

erfolgen. 

Bei Anhebung des Krankenversicherungsbeitrages um 1% im Jahr 1990 

würden bei den Pensionisten etwa 1,6 Mrd.s Mehreinnahmen und bei 

den Erwerbstätigen ca. 6,7 Mrd.s Mehreinnahmen erzielt. 

Die öAR hat vorgeschlagen, daß Pensionisten einen Pflegehilfebei­

trag von 0,6% und" Aktive von 0,8% ihres Einkommens entrichten 

sollten. 

Auch der Pensionistenverband österreichs hat sich für einen eige­

nen Pflegeversicherungsbeitrag ausgesprochen, der 1m Rahmen der 

Krankenversicherung einzuheben wäre. 

Der österreichische Arbeiterkammertag hat unter Hinweis darauf, 

daß sowohl eine Anhebung der Sozialversicherungsbeiträge als auch 

die Einführung einer neuen Abgabe das Arbeitseinkommen der Er­

werbstätigen schmälern würde, solche Finanzierungsformen abge­

lehnt und einen Ausgleich über die Steuergestaltung bevorzugt. 

Die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft hat jede generelle 

Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge und steuern hiefür ab­

gelehnt. Es sollten zu den derzeit bestehenden Finanzmitteln für 

Hilf losenzuschüsse und -zulagen und Pflegegelder auch Beiträge 

anderer Gebietskörperschaften wie z.B. der Gemeinden oder Finanz­

mittel aus dem KRAZAF hiefür verwendet werden. 

Vertreter des BMF haben sich im Hinblick auf die Auswirkungen auf 

das Steueraufkommen (Lohn- und Einkommenssteuer) gegen eine Bei­

tragserhöhung ausgesprochen. Es wurde auch dar.auf hingewiesen, 
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daß man sich von elner Regelung über den Finanzausgleich keine 

Lösung der Finanzierungsproblematik erwarten dürfe. Auch mit der 

Einführung einer neuen steuer sollte nicht gerechnet werden. 

Es liegen keine Ansatzpunkte für eine seriöse Schätzung des Sach­

leistungsaufwandes vor. Wie unterschiedlich die Aufwendungen 

sind, zeigt eine vom BMAS (Grundsatzabteilung) in Auftrag gegebe­

ne Studie des Institutes für Demographie "Einrichtungen und Dien­

ste für hi 1 f s- und pf legebedürftige ältere Menschen in Öster­

reich" • 

Die Vertreterin des Ludwig-Bol tzmann-Insti tutes für Al tersfor­

schung hat die Auffassung vertreten, daß der Aufwand für die 

Geldleistungen zu jenem für die Sachleistungen im Verhältnis 1:3 

stehe. 

Es wurde festgehalten, daß die Kosten der Strukturentwicklung und 

die des laufenden Betriebes unterschieden werden müßten. In er­

ster Linie wären die Kosten der Strukturentwicklung zu beachten, 

da die Aufwendungen für den laufenden Betrieb zum Teil durch das 

Pflegegeld refinanziert würden. 

Einigkeit wurde darüber erzielt, daß die Gewährung eines Pflege­

geldes zu Einsparungen der Länder im Bereich der Kosten für Heim­

unterbringung führen würde. Wie bereits erwähnt, müßten die Län­

der freiwerdende Mittel für den Ausbau sozialer Dienste verwen­

den; ferner wären Sonderbeiträge aus KRAZAF-Mitteln zu verwenden 

(vgl. KRAZAF-Vereinbarung von 1988 bis 1990 800 Mill.S bis 

2 Mrd.s jährlich). 

Nach Ansicht der Ausschußmitglieder ist damit zu rechnen, daß der 

Ausbau und die Verbesserung der Strukturen der sozialen Dienste 

in den Ländern Jahre in Anspruch nehmen werde. 

Eine Umschichtung von Mitteln innerhalb des Bundesbudgets bzw. 

jede zusätzliche direkte oder indirekte Bundesbelastung wurde von 

den Vertretern des BMF kategorisch abgelehnt. 
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3.0 Alternative Systeme zu bestehenden Heimstrukturen 

Viele hilfs- und pflegebedürftige Menschen sind derzeit nur 

deswegen in pf legeheimen untergebracht, wei 1 ihnen Al ternati ven 

dazu, etwa in Form mobiler Dienste, nicht oder nicht ausreichend 

zur Verfügung stehen. Der Wechsel in die überdies teuren und ent­

individualisierenden Pflegeheime wird in der Regel als Entwurze­

lung empfunden und stellt vielfach eine partielle überversorgung 

dar, weil viele hilfs- und pflegebedürftige Menschen nur in Teil­

bereichen ihrer Lebensführung einer Unterstützung bedürfen, die 

Organisation der Abläufe in Pflegeheimen aber auf noch vorhandene 

Kompetenzen gewöhnlich keine Rücksicht nimmt. 

Im Arbeitsausschuß 3 wurden deshalb Alternativen für eine men­

schengerechtere Lösung des Hilfe- und Pflegebedarfes vorgestellt 

und diskutiert, so unter anderem die Mobilen Hilfsdienste in 

Linz und Innsbruck, die sozialmedizinischen und sozialen Betreu­

ungsdienste (im Rahmen regionaler Sozialstationen) in Nieder­

österreich , das Sozialmedizinische Nachbarschaftszentrum Unter­

penz ing (SMUP), das Sozia 1- und Begegnungszentrum st. Leonhard, 

INGESO 2 (Modellprojekt für die weitere Integration von Gesund­

heits- und Sozialeinrichtungen der stadt Wie,: im 2. Wiener Ge­

meindebezirk) und der Private Krankenpflegedienst rund um die Uhr 

(Wien) . 

Dabei wurde ~n den wesentl ichen Diskussionspunkten weitgehende 

übereinstimmung erzielt. Abweichende Meinungen wurden in den Be­

richt eingearbeitet. Ubereinstimmend wurden folgende Leitlinien 

für alternative Pflegestrukturen ausgearbeitet: 

3.1 Leitlinien 

3.1.1 Ganzheitliche Sicht 

Die Bemühungen um einen Ausbau der Pflege müssen auf einer ganz­

heitlichen Sicht des Menschen beruhen, in der seine körperlichen, 

geistigen, psychischen und sozialen Bedürfnisse gleichermaßen 

berücksichtigt werden. 
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3.1.2 Helfen, ohne zu entmündigen 

Grundsätz I ich ist davon auszugehen, daß jeder Mensch kompetent 

ist, seine Bedürfnisse auszudrücken. Entsprechend ist der hilfs­

und pflegebedürftige Mensch als letzte Instanz für alle ihn 

betreffenden Fragen anzusehen, Maßnahmen gegen seinen Willen 

(z.B. bei Heimeinweisungen) sind unzulässig. Das System darf auch 

nicht zu Unmündigkeit erziehen, sondern hat jede vorhandene 

Kompetenz zu fördern. Schließlich hat sein Ausbau so zu erfolgen, 

daß Wahlfreiheiten <zwischen verschiedenen Anbietern verschiede­

ner Betreuungsformen) entstehen. 

3.1.3 Förderung autonomer Entscheidungen 

Ein selbstbestimmtes Leben der hilfs- und pflegebedürftigen 
Menschen muß Richtschnur aller Maßnahmen sein. Die Vorausset­

zungen dafür müssen allerdings vielfach erst geschaffen werden, 

so unter anderem 

a) 

b) 

c) 

durch die Auszahlung eines ausreichenden und den indi­

viduellen Bedarf abdeckenden Pflegegeldes direkt an die 

Betroffenen (u. a. zur Sicherung der Persönl ichen 

Assistenz) ; 

durch Training und Schulung der Betroffenen zur eigen­

ständigen Organisation und Anleitung von Hilfen im Sinn 

Persönlicher Assistenz; und 

indem die hilfs- und pflegebedürftigen Menschen auf e~n 

Angebot an qual ifizierter Hilfe in einer geregel ten 

Dienstleistungsbeziehung zurückgreifen können. 

3.1.4 Möglichst langer Verbleib in der gewohnten Umgebung 

Es sind die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Betreuung 

hilfs- und pflegebedürftiger Personen in deren gewohnter Umgebung 

erfolgen kann. 
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3.1.5 Integration 

Hilfs- und pflegebedürftige Menschen dürfen nicht ausgegrenzt 

werden, ihr Verweis auf spezialisierte Institutionen soll nur 

letzte Möglichkeit sein. 

3.1.6 Vorrangiger Ausbau mobiler Dienste 

In diesem Zusammenhang wurde übereinstimmung dahingehend er­

zielt, daß eine Ausweitung des Angebotes an mobilen Diensten zur 

ambulanten Versorgung der hilfs- und pflegebedürftigen Personen 

sowie die Sicherung der Persönlichen Assistenz klaren Vorrang vor 

anderen Formen der Hilfe und Pflege zu genießen haben. 

3.1.7 Flächendeckendes Angebot mit Qualitätssicherung 

Das Angebot all et Hi lf s- und Pf 1 egedienste muß flächendeckend 

se1n. Die Qualität der Leistungen muß einheitlichen Mindeststan­

dards entsprechen. 

3.1.8 Für alle Gruppen von hilfs- und pflegebedürftigen Menschen 

Der Ausbau der Pf 1 egestrukturen hat sich an den Bedürfnissen 

aller Gruppen von hilfs- und pflegebedürftigen Menschen zu 

orientieren, also der 

* 
* 

* 

hilfs- und pflegebedürftigen alten Menschen, der 

körperlich, geistig, psychisch und sinnesbehinderten 

Menschen und der 

behinderten Kinder und ihrer Eltern. 

3.1.9 Entlastung der pflegenden Angehörigen 

Der Ausbau der Pflegestrukturen darf nicht von der Bereitschaft 

der Angehörigen zu (stärkerem) Engagement in der Pflege abhängig 

gemacht werden, sondern muß ihnen im Gegenteil eine Entlastung 

anbieten. 
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3.1.10 Institutionenvielfalt erzeugt Leistungsvielfalt 

Wohl ist durch Richtlinien eine Qualitätssicherung zu garan­

tieren, doch soll das Angebot im übrigen nicht administrativ 

beschränkt werden, damit es leichter zu einer Vielfalt von 

Leistungen kommen kann. 

3.1.11 Reform der Bauordnungen und im Verkehrswesen 

Hilfsbedürftigkeit entsteht oft erst in 

einer behinderten- und altenfeindlichen 

Auseinandersetzung mit 

Gestaltung der Infra-

struktur. Reformen in den Bauordnungen und im Verkehrswesen 

müssen daher darauf abzielen, bestehende Barrieren zu b e s e itige n. 

3.1.12 Begleitende Kontrolle 

Die Entwicklung des Hilfs- und Pflegebedarfes und des Lei­

stungsangebotes ist begleitend wissenschaftlich zu b e obachten und 

dokumentieren sowie unter Mitwirkung der Betroffenen zu bewerten, 

damit rasch auf sich ändernde Bedürfnisse reagiert werden kann. 

3.1.13 Ablehnung enger Kosten-Nutzen-Uberlegungen 

Bei der Neugestaltung der Pflegestrukturen ist primär vom Bedarf 

auszugehen. Enge Kosten-Nutzen-Analysen werden einer menschenori­

entierten Lösung der Pflegevorsorge nicht gerecht und übersehen 

überdies, daß viele "unrentabel" · (aus der Sicht des jeweil igen 

Kostenträgers ) erscheinende Maßnahmen aus volkswirtschaftl icher 

Sicht (durch Kreislaufeffekte) durchaus rentabel sein können. 

3.2 Vorschläge zur Umsetzung der Leitlinien 

3.2.1 Mindeststandards 

In der Arbeitsgruppe wurde Einigkeit über die folgenden Lei­

stungen als Grundangebot erzielt: 
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3.2.1.1 Ambulante Dienste 

a) Soziale Dienste wie 

'* 

'* 
'* 
'* 
'* 
'* 
'* 

Hilfen zur Weiterführung des Haushaltes (Essen auf Rä­

dern, Wäschepflege-, Reinigungs- und Reparaturdienst = 
Schnelldienst zur Reparatur technischer Hilfen, usw.) 

Unterstützungen bei der persönlichen Hygiene 

Familienhilfe 

Besuchsdienst 

Vorlesedienst 

Fahrtendienst 7 

Hilfen für die Freizeit 

b) Medizinische Dienste (i.w.S.) wie 

'* 

'* 

'* 

Hauskrankenpflege (als Pflichtleistung der Sozialver­

sicherung) 

Intensivierung der 
.. 8 ArztInnen 

Hausbesuche 

peutlnnen 
. . k 8 Dlagnostl 

durch 

Hausbe s uche 

FachärztInnen 8 

Therapeutische Dienste 

durch praktische 

und Psychothera-

3 . 2.1.2 Semistationäre Dienste 

'* 
'* 

Tagesheime 

Aktivierende Betreuung 

Kurzzeitpflege, "Ferienbetten", "Feriendialyse", ... 

7 Unbedingter Vorrang ist der Entwicklung behindertenfreund­
licher öffentlicher Verkehrsmittel einzuräumen. Doch werden unter 
Umständen Fahrtendienste für Einzelfälle weiterhin erforderlich 
sein. 

8 Auch ist die Bildung von Gemeinschaftspraxen zur Verbesserung 
der prästationären Diagnostik zu fördern. 
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3.2.1.3 Vorsorge 

* Gesundheitsförderung und -erziehung (Gesundenuntersu­

chungen, Ernährungsberatung, Diabetikerberatung und 

schulung, etc.) 

3.2.1.4 Nachsorge 

* 

* 
* 

* 

* 

Medizinische und soziale Rehabilitation für alle hilfs­

und pflegebedürftigen Menschen 

Rehabilitationsabteilungen in Krankenanstalten 

Rehabilitationsmöglichkeiten in Pflegeeinrichtungen 

Ubergangspflege im Rahmen der Krankenbehandlung 

Angehörige sollen so weit wie möglich einbezogen werden 

(Möglichkeit der Pflegemithilfe 1n Spitälern, unter 

Anleitung von geschultem Personal) 

Verpflichtende umfassende Beratung vor der Entlassung 

aus einer Krankenanstalt 

3.2.1.5 Beratung und Information 

* 

* 
* 
* 
* 

* 
* 

Beratung und Hilfestellung bei der Inanspruchnahme von 

Persönl icher Assistenz (Auswahl, Schul ung, Anstell ung, 

Verrechnung, ... ) 

Rechtsberatung 

Beratung in anderen finanziellen 

und in Wohnungsangelegenheiten 

Hilfsmittelberatung (verbunden mit 

Hilfsmitteln und Pflegebehelfen) 

einem Pool 

Systematische Beratung pflegewilliger Angehöriger 

von 

Verpf lichtende umfassende Beratung über Mög 1 ichkei ten 

einer Betreuung im Wohnbereich vor elner allfälligen 

Aufnahme in stationäre Pflege 

Dabei soll nach Mög 1 ichkei t auf das wichtige know how anderer 

Betroffener zurückgegriffen werden. Diesem Zweck dient die 
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Initiierung und (sachliche, u.a. durch Information, und 

finanz ielle) Unterstützung von Se lbsthi 1 feg ruppen (Be­

ratung durch Betroffene, "peer counselling") 

3.2.1.6 Begleitmaßnahmen im Wohnbereich 

* 

* 

Erhal tung der eigenen Wohnung während eines notwendig 

gewordenen Aufenthaltes in einer (teil)stationären Ein­

richtung 

Verbindlicherklärung einer neu zu erstellenden Ö-Norm 

für die al ten- und behindertengerechte Gestal tung al­

ler Neu- und Umbauten durch den Gesetzgeber (Türbrei­

ten , stufen lose Zugänge, behindertengerechte Auf züge, 

vorsorg 1 icher Leitungseinbau für medizinische Zwecke, 

usw. ) 

Zum Mindeststandard gehören auch folgende 

3.2.1.7 übergreifende Qualitätskriterien: 

* 

* 

* 

* 

Dem hilfs- und pflegebedürftigen Menschen ist Wahlmög­

lichkeit hinsichtlich der Leistungen (von mobilen bis 

zu stationären Diensten) der anbietenden Organisationen 

und der HelferInnen einzuräumen 

Die Leistungen müssen bei Bedarf rund um die Uhr zur 

Verfügung stehen (auch an Wochenenden und Feiertagen) 

und 

sie müssen ganzheitlich erbracht werden, auch ist auf 

möglichst fließende übergänge zu achten. 

Die Leistungen müssen für alle hilfs- und pf legebe­

dürftigen Personen rasch abrufbar seln (Notrufsystem, 

Schreibtelephon bzw. Telefax, etc.) 

Zur Kontrolle und Beratung sowie als Beschwerdeinstanz 

sind regionale Pflegebeiräte einzurichten, die perlO­

disch von den Betroffenen geheim zu wählen sind. 
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3.2.2 Organisation 

3.2.2.1 Grundsätze der Strukturentwicklung 

Der beschriebene Mindeststandard ist nur teilweise bereits er­

reicht. Aufbauend auf den bestehenden Einrichtungen und Diensten 

ist das Angebot zu vervollständigen. Da ein möglichst bedarfsge­

rechtes Angebot am ehesten durch seine Organisation vor Ort 

erreicht wird (flexibleres Eingehen auf die Wünsche der jeweils 

Betroffenen), soll die Weiterentwicklung der Strukturen möglichst 

wenig administrativ 

öffentlich erfolgen, 

beschränkt werden. Sie kann privat oder 

doch hat die öffentliche Hand jedenfalls 

dort einzuspringen, wo die erforder 1 ichen Dienste von pr i vaten 

Anbietern nicht oder nicht vollständig abgedeckt werden. 

3.2.2.2 Sozial- und Gesundheitssprengel 

Die oben beschriebenen Lei tl inien können am ehesten 1m Rahmen 

eines flächendeckenden Netzes an sozial- und Gesundheits-

sprengeln erfolgen. Die Benennung mit "Sozial- und Gesund­

heitssprengel" erfolgt wegen der engen Verflechtung der sozialen 

und medizinischen Dienste und der Wichtigkeit einer mögl ichst 

integrierten Betreuung (im Rahmen el.nes Forschungsauftrages an 

das österreichische Bundesinstitut für Gesundheitswesen werden 

derzeit die Grundlagen für el.ne flächendeckende Versorgung im 

Rahmen von Sozial- und Gesundheitssprengeln unter Berücksichti­

gung vorhandener Versorgungsstrukturen erarbeitet). 

a) Begriffsklärung 

Sozial- und Gesundheitssprengel sind Organisationseinheiten, die 

für das oben beschriebene Grundangebot an sozialen und medizini­

schen Dienstleistungen, HelferInnen und Einrichtungen sorgen. Das 

Grundangebot muß aber nicht in jedem Fa 11 in jedem Soz ia 1- und 

Gesundheitssprengel abgedeckt sein - je nach räumlichen Gegeben­

heiten und Ausmaß der Inanspruchnahme wird auch mit sprengelüber­

greifenden Angeboten das Auslangen gefunden werden können (insbe­

sondere bei stationären Einrichtungen wie Krankenans talten). Die 
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durch die Sprengel erfaßten Gebiete sollen klein und damit über­

schaubar sein, die Gebiet~größe variiert dabei je nach den räum­

lichen Gegebenheiten (Einzugsbereich im städtischen Raum in der 

Regel kleiner, jedoch mit mehr Einwohnern), auch sind gewachsene 

Strukturen und demographisch bedingte Unterschiede zu berück­

sichtigen. 

Leitlinie bei der Sprengelorganisation ist, daß damit möglichst 

autonome, selbstverwaltete, somit durch Betroffene und Mitarbei­

terInnen mitgetragene Strukturen geschaffen werden. 

Neben dem bereits erwähnten Ausbau der ambulanten Dienste ist 

eine wesentliche Aufgabe der Sozial- und Gesundheitssprengel die 

Koordination und Vernetzung der Leistungsangebote des Sprengels. 

Es ist dafür zu sorgen, daß Ansuchen um soziale und medizinische 

Dienste an die im Gebiet tätigen Personen bzw. Einrichtungen wei­

tergeleitet werden, wobei auf eine möglichst umfassende Befriedi­

gung der Hilfebedürfnisse Bedacht zu nehmen ist. 

b) Bundeseinheitlicher Rahmen 

Mehrheitlich wurde die Auffassung vertreten, daß die Grundstruk­

turen der Sozial- und Gesundheitssprengel, nämlich die Antworten 

auf die Fragen, 

welche Leistungen (Mindeststandard) 

wie organisiert (Organisation) und 

von welchen Personen durchgeführt 

werden sollen, bundeseinhei tl ich zu regeln sind. Die Vertreter 

der Bundesländer weisen darauf hin, daß insbesondere der Bereich 

der Organisation in die Zuständigkeit der Länder fällt. 

Der sinnvolle Rückgriff auf bestehende Strukturen beim Aufbau von 

Sozial- und Gesundheitssprengeln kann unterschiedliche Standards 

für den Beginn bedeuten, die jedoch in der Folge zu vereinheit­

lichen sind. 
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Solche breiter verankerten Vorformen von Sozial- und Gesund­

heitssprengeln bzw. -stationen, die Kristallisationskern für den 

weiteren Ausbau werden könnten, sind die etwa 140 Sozial­

stationen in Niederösterreich (von Volkshilfe, Nö Hilfswerk und 

Caritas), die 36 Sozial- und Gesundheitssprengel ln Tirol, die 53 

Vorarlberger Krankenpflegevereine und die Sozialen stützpunkte ln 

Wien. 

c) Fonds für den Aufbau der mobilen Dienste 

Da die Sozial- und Gesundheitssprengel mit einem entsprechenden 

umfassenden Dienstleistungsangebot flächendeckend sein sollen, 

vorhandene strukturen aber dieser Zielsetzung nicht entsprechen, 

ist der Auf- und Ausbau der Sozial- und Gesundheitssprengel ein 

vorrangiges Ziel. 

Der Auf- und Ausbau der Sozial- und Gesundheitssprengel ist durch 

elne Zusammenfassung aller jetzt schon zur Verbesserung der 

Strukturen im ambulanten sektor eingesetzten Mittel in einem 

Fonds zu sichern: 

Dieser Fonds müßte mit Richtlinienkompetenz ausgestattet sein, um 

den Ausbau in gewünschte Bahnen lenken zu können. Um größtmögli­

che Kooperation zu erreichen, müssen alle Körperschaften, die 

Beiträge zur Verbesserung der Pflegestrukturen leisten, sowie 

Vertreter der hilfs- und pflegebedürftigen Menschen in diesem 

Fonds vertreten sein. 

Primäre Aufgabe des Fonds ist es, die organisatorischen Grundla­

gen für Einrichtungen zu sichern, die die beschriebenen sozialen 

und medizinischen Leistungen anbieten. Förderungen kommen nur 

dann in Betracht, wenn d~e Anbieter die in den Fondsrichtlinien 

festgelegten Anforderungen erfüllen. 

Die Vertreter der Länder sprechen sich gegen elne Fondslösung 

aus, da der damit verbundene Verwaltungsaufwand und die dadurch 

entstehenden Kosten zu hoch selen. Auch stelle .ein Fonds einen 

schwerfälligen Appar:at dar. 
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3.2.3 HelferInnen 

HelferInnen im weiteren Sinn sind alle Mitglieder helfender 

Berufe (ÄrztInnen, 

KrankenpflegerInnen, 

Psychologlnnen und andere TherapeutInnen, 

SozialarbeiterInnen und Familien-, Alten-

und HeimhelferInnen im Sinne Persönlicher Assistenz). 

3.2.3.1 Arbeitssituation 

Die Arbeitsbedingungen der HelferInnen müssen durch entsprechende 

Personal vermehrung (einschl ießl ich Tei 1 zeitbeschäftigungen) ver­

bessert werden. Personalbedarfsberechnungen haben auf unter­

schiedliche Grade der Pflegebedürftigkeit Rücksicht zu nehmen und 

sind für alle Einrichtungen verpflichtend periodisch durchzu­

führen. 

Die HelferInnen , gleich, ob im stationären oder ambulanten Be­

reich, müssen ~n ihren psychosozialen Fähigkeiten gestärkt wer­

den, um die oft psychisch sehr belastenden Situationen im Umgang 

mit hilfs- und pflegebedüftigen Menschen auf positive Weise ver­

arbeiten zu können. Eine Supervision durch unabhängige Psycho­

logInnen / PsychotherapeutInnen ist für alle HelferInnen unbedingt 

anzubieten. 

Eine verstärkte Rotation des Personals zwischen verschiedenen Ab­

teilungen der (semi)stationären Einrichtungen wie auch zwischen 

dem (semi)stationären und dem ambulanten Bereich ist anzustreben. 

Allerdings bedeutet Rotation auch tendenziell weniger persönliche 

Zuwendung und Kompetenz ("ungeliebte Durchgangsstation", häufiger 

Wechsel der Bezugsperson), sodaß Rotation nur in einem schützen­

den Rahmen stattfinden sollte. 

3.2.3.2 Ausbildung 

Viele HelferInnen sind nur ungenügend auf ihre Aufgaben vorberei­

tet. Dies gilt insbesondere für den Umgang mit hochgradig und um­

fassend pf legebedürftigen Menschen (besonders häufig in der Al-
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tenpflege). Eine verbesserte Ausbildung ist demnach ein wichtiger 

schritt dorthin, daß der hilfs- und pflegebedürftige Mensch mit 

seinen Bedürfnissen zum Mittelpunkt und Maßstab seiner Betreuung 

wird. 

Da sich der Hilfs- und Pflegebedarf insbesondere von alten pfle­

gebedürftigen Menschen ständig verändert, ist eine zu große 

Diversifizierung der Hilfs- und Pflegeberufe problematisch, weil 

sie einen zu häufigen Wechsel von unterschiedlich spezialisiertem 

Personal bei den Betroffenen mit sich bringen würde ("Türschnalle 

in die Hand-Vision"). 

So wichtig Professional i tät im sinn eines für anfa 11 ende Auf­

gaben gerüstet-Seins ist, so darf aber nicht übersehen werden, 

daß viele Hilfen zur Bewältigung des Alltags keine speziellen 

Kenntnisse erfordern, wie die Erfahrungen der Mobilen Hilfs­

dienste belegen. Eine Forderung, ausschließlich speziell geschul­

tes Personal zur Hilfe einzusetzen, würde dami t an den Bedürf ­

nissen der Betroffenen in vielen Fällen vorbeigehen. 

Den HelferInnen ist auf allen Ebenen die Möglichkeit zu wei te re r 

Aus- und Fortbildung zu geben. 

3.2.3.3 Betroffene als HelferInnen 

Erforderlich ist nicht nur die Qualifizierung der HelferInnen -

entscheidend ist auch, daß die auf Hilfe und Pflege angewiesenen 

Personen qualifiziert werden, eigenständig Hilfspersonen (Laien) 

anstellen und anleiten zu können (Unterstützung und Bildung der 

Finanz-, Organisations-, Personal- und Anleitungskompetenz der 

auf Persönl iche Assistenz angewiesenen Personen). Die Aus- und 

Fortbildung in diesem Bereich kann am besten durch selbst betrof­

fene Personen erfolgen. Eine Forcierung dieses Vorschlages würde 

überdies dazu beitragen, daß behinderte Menschen wieder vermehrt 

in den Arbeitsmarkt integriert werden. 
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3.2.3.4 Stellung und rechtliche Absicherung der HelferJnnen 

Unbedingt erforderlich ist elne arbeitsrechtliche und sozial­

versicherungsrechtliche (Kranken-, Unfall-, Arbeitslosen- und 

Pensionsversicherung) Absicherung der HelferInnen. 

Die Qual ifikation der HelferInnen muß der AufgabensteIlung und 

den Anforderungen entsprechen. 

Ehrenamtl ichkeit der HelferInnen soll nicht ausgeschlossen 

werden, doch darf der Betroffene auf Sle für die Abdeckung seiner 

Hilfsbedürfnisse nicht angewiesen sein. 

3.2.4 Aufbau neuer Pflegestrukturen 

Durch den Auf- und Ausbau von Alternativen muß der pflegebedürf­

tige Mensch zunehmend die Wahlmöglichkeit erhalten, ob er in der 

eigenen Wohnung verbleiben oder in eine Wohngemeinschaft, Wohn­

gruppe oder in eine andere stationäre Einrichtung gehen möchte . 

Dazu ist die Bildung von Wohngemeinschaften und Wohngruppen 

(räumliche Nähe selbständiger Wohneinheiten für 4-5 Personen) zu 

fördern, um der Ghettoisierung durch Abschieben ln große Heime 

vorzubeugen. Es ist darauf zu achten, daß es zu keiner "verordne­

ten" Häufung solcher Wohngruppen kommt. Die Größe neuzubauender 

Wohneinheiten soll dabei mindestens 60 m2 (für Einzelpersonen , 

incl. Naßräume) betragen. Auch sind diese Wohngruppen (und 

Wohngemeinschaften) pf legebedürftiger Personen bevorzugt in der 

Nähe von Sozial- und Gesundheitsstationen anzusiedeln (das gilt 

insbesondere für jene mit stark pflegebedürftigen Personen mit 

akutem Bedarf nach medizinischen Hilfeleistungen). 

Dem Verbleib in der eigenen (adaptierten) Wohnung bzw. Wohn­

gemeinschaft und Wohngruppe ist der Vorzug zu geben. Für die 

Fälle, daß jemand trotz ausgebauter mobiler Dienste und behinder­

tengerechter Gestaltung von Wohnraum und -umfeld in ein Pflege­

heim gehen will, sind aber weiterhin (wenn au~h ln reduziertem 

Ausmaß) Pflegeheimplätze anzubieten. 
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Da vor allem jene Menschen von den neu eröffneten Al ternati ven 

Gebrauch machen werden, die weniger hil fs- und pf 1 egebedürft ig 

sind, werden vor allem sehr hilfs- und pflegebedürftige Menschen 

in die Heime gehen. Darauf ist natürlich bei den Personalbedarfs­

rechnungen Bedacht zu nehmen. 

Die weiter bestehenden Heime sollen klein, dezentral und in die 

Standortgemeinden integriert sein und den Heimbewohnern die Mög­

lichkeit einer individuellen Gestaltung ihrer Zimmer bieten (Auf­

bau und AufrechterhaI tung einer Intimsphäre). Deswegen ist die 

feststellbare Tendenz der Umwidmung großer Al tenheime l.n große 

Pf I egeheime oder von nicht mehr nachgef ragten Krankenansta I ten 

in Langzeitbettenstationen problematisch, weil dabei nur in den 

seltensten Fällen menschengerechte Strukturen geschaffen werden. 

3.2.4.1 Umwandlung bestehender Großheime 

Bestehende Pflegeheime sind l.m 

kleine, 

Rahmen von Verbesserungsprogram­

selbständige Wohneinheiten mit men schrittweise in 

30/40 m2 Mindestgröße für Einzelpersonen/Paare umzubauen. Große 

Heime sind dabei nur teilweise in Pflegeeinheiten und zum anderen 

Teil in öffentliche Wohnungen (etwa für Jungfamilien oder Zuwan­

derer) umzubauen, damit einerseits eine Zusammenballung hilfs-

und pflegebedürftiger Menschen an einem Ort vermieden und ande­

rerseits für eine Durchmischung mit nicht hilfs- und pflegebe­

dürftigen Personen gesorgt wird. 

3.2.4.2 Keine neuen Großheime 

Großheime (Heime mit über 30 Pflegebetten) sollen (ÖAR und Grü­

ner Klub: dürfen) nicht mehr neu gebaut werden. Der Schwerpunkt 

der Neubaubestrebungen muß unbedingt in der Schaffung von Wohn­

gruppen liegen. Mehrheitlich wurde die Auffassung vertreten, daß 

für geistig, körpe'r I ich, psychisch und sinnesbehinderte Personen 

ausschließlich Wohngruppen vorzusehen sind (die Vertreter der 

Länder sprechen sich gegen diese Ausschließlichkeit aus, ÖAR und 

Grüner Klub wollen sie auch auf die Gruppe der alten pflegebe-

,dürftigen Menschen ausgeweitet sehen). 
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Um kl einere Pf 1 egeeinhei ten zu ermög 1 ichen, als dies betr iebs­

wirtschaftl ich angezeigt wäre ( Untergrenze derzeit bei etwa 30 

Pflegebetten) , soll ein Personalverbund mehrerer kleiner Heime 

bzw. einer zwischen diesen Heimen und den mobilen Diensten des 

jeweiligen Sprengels überlegt werden. Auch ein Verbund an tech­

nischen Einrichtungen kann sich als sinnvoll erweisen. 

3.2.4.3 HelferInnen in Heimen 

Es ist nochmals auf die im Regelfall erforderliche Erhöhung des 

Personalstandes hinzuweisen. Durch die dann verbesserte Arbeits­

situation des Personals wird es zu weniger Konfliktfällen 

zwischen den Interessen des Personals und denen der BewohnerInnen 

(PatientInnen) kommen. Während man ln österreich derzeit ein 

Verhältnis Pflegepersonal zu Pflegebedürftige von 1:4,5 hat, 

liegt der Richtwert in der BRD bei 1:2,5. Dieser Wert müßte zum 

Mindeststandard (für leichte Pf 1 egebedürftigkei t zu beachten 

sein wird aber die erwartbare Tendenz zu höherer Hilfs- und 

Pflegebedürftigkeit . der Heimbewohner) für österreich erklärt wer­

den. Periodische Personalbedarfsrechnungen müssen obI igatorisch 

sel.n. 

In allen Heimen muß täglich ein Heimarzt/eine Heimärztin (bzw. 

seine/ihre Vertretung) Ordination abhalten. 

In den Heimen soll es außerdem zu einer Klarlegung der Verant­

wortlichkeiten durch Bestellung einer kollegialen Führung kommen: 

LeiterIn für die Verwaltung, für den Pflegedienst und für den 

medizinischen Bereich. 

3.2.4.4 öffnung der stationären Einrichtungen 

Die stationären Einrichtungen und die von ihnen angebotenen Dien­

ste sind für die externe Nachfrage zu öffnen (allgemein zugängli­

che Ordination des Heimarztes/der Heimärztin, Tageszentren, 

öffentliche Veranstaltungen im Festsaal, ... ), weil dadurch neben 

einer besseren Auslastung der Einrichtungen auch ein Abbau der 

sonst üblichen Ghettoisierung in Heimen erfolgen kann. 
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3.2.4.5 Erhöhung der Durchlässigkeit 

Es ist allgemein viel mehr Wert darauf zu legen, daß Heimbewoh­

nerInnen eine real istische Mögl ichkei t erhal ten, ein Heim auch 

wieder zu verlassen. 

3.2.4.6 Heimgesetz 

Heimordnung , baul iche .Gestal tung und Ablauforganisation in den 

Heimen sind primär auf die Bedürfnisse der BewohnerInnen (Pati­

entInnen) auszurichten. 

Gewisse Mindeststandards (hinsichtlich baulicher und technischer 

Normen und qualitativer und quantitativer Personalausstattung 

sowie betreffend die Heimordnungen, einschließend des Rechts der 

HeimbewohnerInnen auf Mitbestimmung, Einführung einer Kostenrech­

nung, ••• ) sind möglichst sofort in einem Heimgesetz festzulegen, 

auch wenn es langfristig keine Heime im heutigen Sinn geben soll­

te. In diesem Zusammenhang ist auch ein Zeitpunkt festzulegen, ab 

dem keine Neueinweisungen in Großheime mehr erfolgen dürfen. 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 65 von 101

www.parlament.gv.at



- 51 -

Berechnungen für Geldleistungen, BMAS 
Anlage 1 

Der öZIV ist bei seinen Berechnungen von rd. 290.000 Personen, die ein 
Pflegegeld erhalten könnten, ausgegangen. Der Grüne Klub hat eine Zahl von 
ca. 300.000 Personen angenommen. Nach den Ergebnissen der Beratungen im 
Ausschuß 1 gibt es derzeit rd. 350.000 Bezieher von Geldleistungen auf­
grund von Hilfs- oder Pflegebedürftigkeit, wobei höchstens 20.000 Personen 

mehrere dieser Leistungen zugleich erhalten. 
Den folgenden Berechnungen wurde daher die Zahl von 300.000 Personen und 
als Variante die Zahl von 330.000 Personen zugrunde gelegt. 

VARIANTE A (Stufe 1 2.700 S = HZ) 
(Stufe 2-7 Pflegezulage KOVG, Beträge 1990) 

Personen Betrag Monats- Jahresaufwand 1990 
Stufe 

in % Anzahl in S Aufwand 12 x 14 x 
in Mill.S 

1 66 198.000 2.700 534,600 

2 12 36.000 5.958 214,488 

3 10 30.0.00 8.936 268,080 

4 7 21. 000 11. 915 250,215 

5 2,5 7.500 14.896 111,720 

6 2 6.000 17.868 107,208 

7 0,5 1.500 23.824 35,736 

SUM.'1E 100,0 300.000 1,522,047 18.264,564 21.308,658 

Nach Schätzungen im Ausschuß 1 werden im Jahr 1990 
ca. 12 Mrd.S an Geldleistungen erbracht. - 12.000,000 - 12.000,000 

Mehrbedarf 

Mehrbedarf 

6.264,564 9.308,658 

VARIANTE A 1 (330.000 Personen) 

(300.000) 

330.000 
+10% 

1.522,047 
152,204 

1.674,251 

18.264,564 
1.826,456 

20.091,020 

21.308,658 
2.130,865 

23.439,523 

- 12.000,000 - 12.000,000 

8.091,020 11.439,5~3 

In diesen Berechnungen sind allfällige finanzielle Auswirkungen von über­

gangsregelunge n zur Wahrung der Rechtsansprüche in derzeitiger Höhe nicht 
berücksit:htigt. 
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Anlage 2 

VARIANTE B (Stufe 1 2.700 S x 14:12 = 3.150 S) 
(stufe 2-7 Pflegezulagen KOVG, Beträge 1990) 

Um eine Verschlechterung der Ansprüche der Hi 1 f losenzuschußempf änge ,- nl;: i 
einer 12-maligen Auszahlung des Pflegegeldes zu vermeiden, wurde cIs 

Variante die Stufe 1 mit S 3.150,-- angenommen (S 2.700 x 14:12) 

Personen Betrag Monats- Jahresaufwand 
Stufe 

in % Anzahl in S Aufwand 12 x 
in Mill.S 

1 66 198.000 3.150 623,700 

2 12 36.000 5.958 214,488 

3 10 30.000 8.936 268,080 

4 7 21.000 11.915 250,215 

5 2,5 7.500 14.896 111,720 

6 2 6.000 17.868 107,208 

7 0,5 1. 500 23.824 35,736 

SUM,'1E 100,0 300.000 1,611,147 19.333,764 

Nach Schätzungen im Ausschuß 1 werden im Jahr 1990 
ca. 12 Mrd.S an Geldleistungen erbracht. - 12.000,000 

Mehrbedarf 

Mehrbedarf 

7.333,764 

VARIANTE B 1 (330.000 Personen) 

(300.000) 
-+10% 

330.000 

1.611,147 
161,114 

1. 772,261 

19.333,764 
1.933,376 

21.267,140 

- 12.000,000 

9.-267,140 

in S 

In diesen Berechnungen sind allfällige finanzielle Auswirkungen von Cber­

gangsregelungen zur Wahrung der Recbtsansprüche in derzeitiger Höhe nicht 

berücksichtigt. 
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Anlage 3 

VARIANTE C <Stufe 1 2.700 S = HZ) 
<Stufe 2-7 Verordnung der Vlbg.LR. LGBl.Nr. 46/1989) 

Personen Betrag Monats- Jahresaufwand in S 
Stufe 

in % Anzahl in S Aufwand 12 x 14 x 
in Mill.S 

1 66 198.000 2.700 534,600 

2 12 36.000 3.000 108,000 

3 10 30.000 4.500 135,000 

4 7 21.000 6.000 126,000 

5 2,5 7.500 8.000 60,000 

6 2 6.000 12.000 72,000 

7 0,5 1. 500 15.000 22,500 

SUMME 100,0 300.000 1,058,100 12.697,200 14.813,400 

Nach Schätzungen im Ausschuß 1 werden im Jahr 1990 
ca. 12 Mrd.S an Geldleistungen erbracht. - 12.000,000 - 12.000,000 

Mehrbedarf 

Mehrbedarf 

697,200 2.813,400 

VARIANTE C 1 (330.000 Personen) 

(300.000) 

330.000 
+10% 

1.058,100 
105,810 

1.163,910 

12.697,200 
1.269,720 

13.966,920 

14.813,400 
1.481, 340 

16.294,740 

- 12.000,000 - 12.000.000 

1.966,920 4.294,740 

In diesen Berechnungen sind allfällige finanzielle Auswirkungen von Uber­

gangsregelungen zur Wahrung der Rechtsansprüche in derzeitiger Höhe nicht 

berücksichtigt. 
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ANHANG 1 

B E R ICH T 

des Bundesministers für Arbeit und Soziales 

über den Stand der Arbeiten in der Arbeitsgruppe 

zur Erarbeitung von Vorschlägen für die 

Vorsorge für pflegebedürftige Personen 

Der Nationalrat hat am 27. September 1988 eine Entschließung 

betreffend die Vorsorge für pf legebedürftige Personen gefaßt 

(708 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des 

Nationalrats XVII.GP.). 

Am 4. Oktober 1988 hat der Ministerrat beschlossen, den Bundes­

minister für Arbeit und Soziales mit der Einrichtung einer 

Arbeitsgruppe im Sinne der Entschließung zu betrauen. Nach 

diesem Beschluß gehören auch die Bundesminister für Föderalis­

mus und Verwaltungsreform, für Gesundheit und öffentlicher 

Dienst und für Umwelt, Jugend und Familie dieser Arbeitsgruppe 

an. 

Gemäß der Entschließung des Nationalrats hat die Arbeitsgruppe 

Umfang und Art des künftigen und langfristigen Pflegebedarfs 

festzustellen, sowie alternative Leistungssysteme und Alterna­

ti ven für deren Bedeckung auszuarbeiten, unter anderem aber 

auch die rechtlichen, sozialen und finanziellen Mögl ichkei ten 

der Einführung einer Pflegeversicherung zu prüfen. Weiters hat 

die Arbeitsgruppe alternative Systeme zu den derzeitigen Heim­

strukturen zu prüfen und Vorschläge zu erstatten. 

Am 29. November 1988 hat die konstituierende Sitzung der Ar­

beitsgruppe unter dem Vorsitz von Bundesminister Dallinger 

stattgefunden. In der Sitzung ist beschlossen worden, in die 

Arbei tsgruppe auch Vertreter der großen Pensionistenverbände 

aufzunehmen, die Anzahl der Vertreter der Behindertenorganisa­

tionen zu erhöhen und für die weiteren Sitzungen drei fachliche 

Ausschüsse der Arbeitsgruppe zu bilden. Eine solche Auf teilung 

von Arbeitsprogramm und Mitgliederbeteiligung hat sich als 
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notwendig erwiesen, da der Arbeitsgruppe insgesamt 55 Mitglie­

der angehören und auch mehrere Personen als Experten regelmäßig 

den Sitzungen beigezogen werden. 

Die drei Ausschüsse haben bisher wie folgt getagt: 

Ausschuß 1: Erhebung über Umfang und Art des bestehenden und 

des für die Zukunft zu erwartenden langfristigen Pflegebedarfs. 

Vorsitz: Min.Rat Dr. Reithofer. 

Sitzungen am 12. Jänner 

und 9. März 

und 22. und 30. Juni (AbhaI tung einer Informations­

tagung *Hearing* mi t Pf I egebedürftigen I Vertretern der großen 

Hilfsorganisationen sowie Mitgl iedern der betroffenen Berufs­

gruppen), Weiters ist eine Erhebung der Pflegesituation in den 
Ländern für die Herbstarbeit vorgesehen. 

Ausschuß 2: Prüfung von al ternati ven Leistungssystemen (ein­

schließlich der Möglichkeit einer Pflegeversicherung). 

Vorsitz: Sekt.Chef Dr. Ernst 

Sitzungen am 24. Jänner 

und 27. Feber 

und 12. Juli 

sowie 4 Sitzungen eines Unterausschusses. 

Ausschuß 3: Untersuchung der derzeit bestehenden Heimstrukturen 

und der Möglichkeit der Entwicklung von Alternativen. 

Vorsitz: Min.Rat Dr. Gruber 

Sitzungen am 31. Jänner 

und 28. März 

und 9. Mai 

und 13. Juli. 

Die Arbeitsgruppe als Gesamtheit ist nach der konstituierenden 

Sitzung wieder am 15. Juni 1989 zu einer Sitzung zusammenge­

treten. 
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Die Ausschüsse haben die Aufgabe, für ihren inhaltlichen Unter­

suchungsbereich Vorschläge der Arbeitsgruppe an den Nationalrat 

vorzubereiten. 

Aufgrund der Komplexität der zu lösenden Probleme und der 

Vielzahl daran rechtlich und finanziell beteiligter Einrichtun­

gen hat die Arbeitsgruppe ihre Tätigkeit noch nicht abschließen 

können. 

Ein Abschluß der Beratungen mit der Erstattung von Vorschlägen 

als Grundlage für die Ausarbeitung von Gesetzesentwürfen wird 

noch in der laufenden Legislaturperiode angestrebt. 

Zu den bisherigen Schwerpunkten der Ausschußarbeiten können 

folgende Kurzangaben getroffen werden: 

Ausschuß 1: 

Eine Zusammenfassung von verschiedenen Statistiken zum Thema 

Pflegebedürftigkeit läßt sich in folgenden Aussagen festhalten: 

- Je nach 

zwischen 

Erhebungsform und Definition 

300.000 und 500.000 Personen 

sind in österreich 

pflegebedürftig. Es 

gibt Zahlen Zur regionalen Verteilung, dem Alter, den 

Familien- und Haushaltsstrukturen der Pflegebedürftigen, 

jedoch nur rudimentäre Hinweise zur Verteilung der Pflegebe­

dürftigen nach dem Grad der Hilfsbedürftigkeit. 

- Ca. ein Viertel bis ein Drittel der Pflegebedürftigen wohnt 

allein. Besonders stark davon betroffen sind hochbetagte 

Frauen in Ballungsgebieten. 

- 2/3 der pflegebedürftigen Frauen sind verwitwet, geschieden 

oder ledig. 
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Die Wohnsituation von pflegebedürftigen Pensionisten, die 1n 

einem Einpersonenhaushalt leben, ist oft äußerst mangelhaft. 

- Zwar gibt die große Mehrheit an, ausreichend vor allem 

familiär - versorgt zu werden, doch 10 % der Pflegebedürfti­

gen erhalten von niemandem Pflegehilfen. 

- Die sozia len ambulanten Dienste müßten wesentl ich ausgebaut 

werden, um den 1n den Mikrozensen angeführten (nichtfami­

l.iären) Pf legebedarf befriedigen zu können. Es besteht auch 

ein erheblicher zusätzlicher Bedarf an Hilfsmitteln. 

Ca. 50.000 ältere Menschen leben 1n stationären Einrichtun­

gen. 

- Beim Anstieg der Pflegebedürftigen in den nächsten 30 Jahren 

werden vermutlich die "hochbet.agten Pflegebedürftigen" einen 

immer größeren Anteil unter den Pflegebedürftigen ausmachen. 

Bei der Informationstagung (Hearing) am 22. und 30. Juni 1989 

ist insbesondere die Notwendigkeit eines Ausbaus mobiler 

Dienste zum Ausdruck gekommen. Es sollte sich um jeweils zeit­

lich befristete Hilfen handeln, die womöglich auch außerhalb 

der normalen Tagesarbeitszeit und am Wochenende zur Verfügung 

stehen. Zusammen mit einer behinderten- bzw. altengerechten 

Adaptierung von Wohnungen und einem Ausbau von Tageszentren 

könnte so erreicht werden, daß weniger pf legebedürftige Men­

schen stationäre Einrichtungen benützen. Weiters ist u.a. auch 

die Bedeutung einer Verbesserung bei Früherkennung, Vorsorge 

und Rehabilitation, bei der medizinischen Ausbildung und Be­

handl ung (ganzheit I icher Ansatz) , bei den psychosoz ia I en 

Diensten, bei der Ausbildung und Beratung der Eltern behinder­

ter Kinder und bei der Förderung von Selbsthilfegruppen hervor­

gehoben worden. Hinsichtlich der Helfer hat sich eine organi­

satorische Eingliederung regelmäßiger außerfamiliärer Hilfe 

mi t den Konsequenzen angemessener Bezah I ung und soz ia 1 recht-
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licher Absicherung bewährt. Eine Verbesserung von Geldleistun­

gen könnte die Dispositionsfähigkeit der Einzelnen im Hinblick 

auf soziale Hilfen erhöhen. Behandelt wurden weiters u.a. auch 

Fragen der Kostenbeteiligung, der Versorgung ländlicher Rand-

gebiete und der Organisationsstrukturen. 

bessere Integration Pflegebedürftiger 

gefordert. 

Insgesamt wurde eine 

in die Gesellschaft 

Ausschuß 2: 

In dem vom Ausschuß eingesetzten Unterausschuß wurden insbeson­

dere die folgenden Problembereiche behandelt: 

- Ziel einer Pflegevorsorge: 

Als Ziel wird die bundesweite Abdeckung des 

Pflegerisikos durch Geld- und /oder Sachleistun­

gen angesehen. 

- Definition der Pflegebedürft igkeit: 

Pflegebedürftig s ind Personen, die infolge ihres 

körperlichen, geistigen oder seelischen Leidens­

zustandes ständig der Wartung und Hilfe b e ­

dürfen. 

- Leistungen 1m Rahmen der Pflegevorsorge: 

- Bereitstellung vön Sachleistungen, wie 

- Beratung des betroffenen Personenkreises sowie der Ange-

hörigen 

- Ergänzungen zur häusliche Pflege (Hilfsmittel und sonstige 

Behelfe; Wohnungsadaptierung i mobile und sozial e Dienste: 

therapeutische Hilfeleistungen, aktivierende Pflege und 

Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, Grundpflege, haus­

wirtschaftliche Versorgung) 

Pf lege aUßerhalb des häusl ichen Bereiches in ambul anten, 

teilstationären und stationären Einrichtungen 

Einrichtung von Wohngruppen 1n Gesundheits- und Sozial­

sprengel 
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- Direkte Geldleistungen an die Betroffenen: 

- f'flegegeld 

- Bemessung des Pflegegeldes 

- Ruhen des Pflegegeldes 

- Berücksichtigung des eigenen Einkommens 

- Sicherung für die Pf legepersonen (Pensionsversicherung , 

Unfallversicherung, fachliche Qualifikation) 

Schaffung von Berufsbildern und einer arbeitsrechtlichen 

Absicherung für verschiedene Gruppen von Helfern (z.B. Alten­

helfer) 

- Verfahren 

- Alternative Organisationsmodelle: 

- Pf legevorsorge durch Bundespf legegesetz , Versicherung und 

Mitversicherung ähnlich der sozialen Krankenversicherung 

- Pflegevorsorge durch unmittelbare Bundesverwaltung 

- Pflegevorsorge durch mittelbare Bundesverwaltung 

- Grundsatzgesetzgebung für die Pflegevorsorge durch den Bund 

mit Ausführungsgesetzen und Verwaltung durch die Länder 

- Pflegevorsorge durch Vereinbarung zwischen Bund und Ländern 

gemäß Art. ISa B-VG 

- Grundsätze der Finanzierung 

In der Ausschußsitzung am 12. Jul i ist eine eingehende Dis­

kussion über einige dieser Untersuchungsbereiche abgehalten 

worden; die Mitglieder sind übereingekommen, schriftliche 

Stell ungnahmen mit allfäll igen Abänderungsvorschlägen zu den 

einzelnen Punkten dem Ausschuß bis 31. August zuzuleiten. 
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In den bisherigen Sitzungen des Ausschusses sind zun Teil stark 

unterschiedliche Auffassungen von den Vertretern der beteilig­

ten Institutionen vorgebracht worden. Als Beispiel für solche 

divergierende Positionen sei hier vorerst die grundsätzliche 

Frage angeführt, ob den pflegebedürftigen Menschen eher durch 

eine Erhöhung der Geld 1 eistungen oder durch ein verbessertes 

Angebot von Sachleistungen geholfen werden soll. 

Auf der einen seite vertreten die Behindertenorganisationen den 

Standpunkt, daß Lösungen der Pf legesicherung in erster Linie 

auf ein bedarfsgerechtes Pf legegeld abzustellen wären, womit 

die pf legebedürftigen Menschen 1n die Lage versetzt würden, 

selbst für ihre notwendigen Pflegeerfordernisse vorzusorgen. 

Anderersei t s gibt es eine beträchtl iche Zahl von Mi tg 1 i edern 

der Arbeitsgruppe, der es vor allem um den Aufbau eines bundes­

weiten Netzes von Sozial- und Gesundheitssprengel geht, inner­

halb derer die verschiedenen Dienste zur Wartung und Hilfe 

angeboten werden, wobei Wahlmöglichkeiten für den Pflegebe­

dürftigen bestehen soll en . Entsprechend der bestehenden ver­

fassungsrecht 1 ichen Kompetenzvertei 1 ung soll die Verpf 1 ichtuflg 

zum Ausbau solcher flächendeckender Sprengel netze den Ländern 

zukommen. 

Argument iert wurde weiters, daß bei einer Dominanz von Geld­

leistungen bei manchen Personen im Umkreis des Pflegebedürfti­

gen, W1e etwa Heimlei ter oder Verwandte, e1n eigenständiges 

Interesse daran entstehen könnte, Menschen als pflegebedürftig 

zu definieren. Auch die Gefahr, daß Teile des Pflegegeldes zu 

anderen als den vorgesehenen Zwecken Verwendung finden 

könnten, wurde angesprochen. Demgegenüber wurde darauf hinge­

wiesen, daß eine finanzielle Versorgung stufenweise ent­

sprechend der Schwere der Behinderung und der objektiven Mehr­

belastungen erfolgen sollei die Gefahr einer mißbräuchlichen 

Verwendung sei auch nicht größer als bei einer Reihe von 

anderen finanziell~n Unterstützungsleistungen, so zum Beispiel 

auch in der Kriegsopferversorgung. 

Der Personenkreis der 1n österreich derzeit unterversorgten 

Personen wurde mit etwa 90.000 angegeben. 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 75 von 101

www.parlament.gv.at



- 8 -

Eine andere Auffassung hält es als vordringliches Ziel, die 

bestehenden Angebote für den Pflegebedürftigen besser zu koor­

dinieren, sodaß die Leistungen von einer einzigen Stelle, etwa 

durch den Sozialsprengel, bezogen werden könnten. 

Weiters haben sich auch unterschiedliche behindertenpolitische 

Sichtweisen herausgestellt: 

Von Vertretern der Behindertenorganisationen wird nachdrücklich 

der allgemeine übergang vom Kausalitäts- zum Finalitätsprinzip 

betont und daraus auch Leistungsansprüche der pflegebedürftigen 

Menschen entsprechend Art und Niveau der Kriegsopferversorgung 

abgeleitet. Andere Mitglieder des Ausschusses haben diesen 

Wunsch nach Vereinheitlichung der Rechtsstellung von Behinder­

ten zwar durchaus anerkannt, doch als nur schrittweise erfüll­

bar bezeichnet; man habe in Rechnung zu stellen, daß es sich um 

historisch gewachsene Strukturen und vielschichtige Kompetenz­

und Administrationsfragen handle. Nicht bestritten \o,'urde die 

Feststellung, daß derzeit eine große Unterschiedlichkeit in der 

Behandlung von Pflegebedürftigen gegeben ist. 

Mehrere Ausschußmjtglieder haben auf Versorgungs lücken im 

derzeitigen System hingewiesen und auch einen 

Finanzbedarf in unterschiedlicher Höhe geltend 

Vertreter des Finanzministeriums hat sich 

zusätzljchen 

gemacht i der 

abI ehnend zu 

Leistungserhöhungen aus Mitteln des Bundesbudgets geäußert. 

Es wurde auch darauf hingewiesen, daß alle Finanzierungsvor­

schläge von Refo~men nur in Gegenüberstellung der Kosten, die 

bei einem Fortbestand der gegenwärtigen Regelungen zu erwarten 

sind, bewertet werden sollten. 

Bei den weiteren Beratungen dieses Ausschusses wird wesentlich 

auch auf die Beschlüss~ der Landessozialreferentenkonferenz vom 

27. und 28. April 1989 Bedacht zu nehmen sein, worin vor allen 

zun Ausdruck kommt, daß die Gebietskörperschaften gemeinsame 

Lösungen zu suchen haben. 
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Ausschuß 3: 

Nach Auffassung des Ausschusses sind die Bemühungen zu verstär­

ken, pflegebedürftigen Menschen das Verbleiben in ihrer gewohn­

ten Umgebung zu ermöglichen. Aus diesem Grunde wurden vorw~e­

gend alternative Systeme zu den bestehenden Heimstrukturen 

diskutiert und insbesondere folgende Einrichtungen und Themen 

behandelt: 

- Mobiler Hilfsdienst Innsbruck 

- Mobiler Hilfsdienst Linz 

- Interessensgemeinschaft für Rollstuhlfahrer: "Seitenblicke" 

mit angeschlossenen Lebensberichten von Schwerstbehind er~en 

- Privater Krankenpflegedienst rund um die Uhr 

Sozialmedizinische und soziale Betreuungsdienste in KiE:'der­

österreich 

- Verein Sozial- u. Begegnungszentrum St. Leonhard 

- "Hau skrankenpflege " Modell Penzing 

- "Hauskrankenpflege" 1985 in Vorarlb8rg 

- Modellprojekt für die weitere Integration von Gesundhei ts­

und Sozialeinrichtungen der stadt Wien im 2. Wiener Gemeinde­

bezirk (INGESO 2). 

Als wichtigste allgemeine Aussagen in den Beratungen des Aus­

schusses sind bisher folgende Feststellungen vorgebracht 

worden: 
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Grundsätzlich soll der ambulanten Hilfe der Vorrang vor der 

stationären Unterbringung zukommen. Den pflegebedürftigen 

Menschen müßte jedenfall s die Mögl ichkei t eingeräumt werden, 

zwischen der Unterbringung in einem Heim und der häuslichen 

Betreuung zu wählen. Voraussetzung hiefür ist das Vorhandensein 

einer ausreichenden Zahl von sozialen und sozialmedizinischen 

Betreuungsdiensten. Nachdem österreich zur Zeit über kein 

flächendeckendes Angebot an solchen Diensten verfügt, ist der 

Ausbau dieser Dienste unbedingt erforderlich. 

Da die Dienste derzei t viel fach von privaten Organisationen 

(Caritas, Volkshilfe, Lebenshilfe, Hilfswerk und vielen kleinen 

Vereinen Wle den mobilen Hilfsdiensten Innsbruck, SaJzburg, 

Linz) erbracht werden I wird es als zweckmäßig angesehen I auf 

diesen bereits bestehenden strukturen aufzubauen. Jedenfcd ls 

sollten auch die zuständigen staatlichen Einrichtungen (vor 

allem die Gemeinden) , die derartige Dienste erbringen, 

weiterhin eingebunden bleiben. 

Beim Ausbau der sozialen Dienste und der Gestaltung des 

Leistungsangebotes müßte darauf Rücksicht genommen werden, daß 

Hilfe nicht nur al ten Menschen zu leisten ist I sondern auch 

jüngeren körperlich, geistig und psychisch behinderten 

Menschen. 

Als zu erreichender Standard wurde im Ausschuß formuliert: 

professionelle Organisation, ausreichende Zahl von Therapeuten 

und Helfern, Mitarbeit von qualifizierten Laien sowie eine 

Kontrolle durch die Betroffenen selbst. Sofern qual ifizierte 

Laien al s Hel fer eingesetzt werden, 6011 ten auch diese ent­

sprechend entlohnt werden. Es sollte soweit als möglich darauf 

verzichtet werden, ehrenamtl iche Helfer zu verwenden. Jeden­

falls müßten alle Helfer sozialversicherungsrechtlich und 

arbe itsrechtlich abgesichert werden. Soweit für Gruppen von 

Helfern (wie z.B. Altenhelf e r) Ausbildungsvor~chriften b zw. 
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Berufsbilder fehlen, müßten diese möglichst bald erstellt und 

verankert werden. 

Voraussetzung für das Verbleiben 1n der eigenen Wohnung ist 

neben einern qualifizierten Angebot von sozialen und sozial­

medizinischen Diensten auch, daß die Wohnung einen entsprechen­

den standard aufweist. Es wird deshalb vorn Ausschuß als erfor­

derlich angesehen, neben den angeführten Diensten auch Unter­

stützung bei der Wohnungsadaptierung anzubieten. Ist das Ver­

bleiben in der eigenen Wohnung trotzdem nicht mehr möglich oder 

von Pflegebedürftigen nicht mehr gewünscht, soll te vor elner 

Heimeinweisung die Unterbringung in einer Wohngruppengemein­

schaft angestrebt werden. 

Heime sollten nach Ansicht des Ausschusses höchstens 50 bis 100 

Plätze aufweisen. Bei der Planung von Heimen muß sowohl bei der 

Festlegung des Standortes als auch ihrer Kapazität darauf 

Rücksicht genommen werden, daß den Pflegebedürftigen die Kon­

taktnahme mit ihrer früheren Umwelt möglichst gewahrt bleibt. 

Abschl ießend werden für den gesamten Aufgabenbereich der Ar­

beitsgruppe einige Aussagen und Leitlinien zusammengefaßt, die 

als Orientierung für eine spätere Beschlußfassung der Mit-

9lieder der Arbeitsgruppe dienen können: 

* Es sind mehrere Gruppen von pflegebedürftigen Menschen zu 

unterscheiden, insbesondere die beiden Hauptgruppen der alten 

und der behinderten Menschen. Aus den verschiedenartigen 

Bedürfnissen dieser Gruppen entstehen auch unterschied 1 iche 

Leistungsangebote~ 

* Geldleistungen allein können nicht als umfassende zielführen­

de Lösung angesehen werden. Es muß auch eln vielfäl tiges 

Angebot an Sachleistungen gesichert werden. Es ist verfehlt, 

die Lösung sozial er Probleme nur über marktwirtschaftl iche 

Regulierungen erreichen zu wollen. 
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.-. Gewünscht wird ein Vorrang 

stationären Unterbringung von 

flächendeckender Ausbau der 

unerläßlich. 

der mobilen Betreuung vor der 

Pflegebedürftigen; eln rascher, 

mobilen Dienste ist deshalb 

* Wesentlich ist, daß die Sachleistungen in den nächsten Jahren 

nicht nur in ausreichender Zahl, sondern auch in verbesserter 

Qualität angeboten werden (verstärkter Einsatz von Physiko­

therapeuten, Psychotherapeuten, Heilgymnastikern, Alten­

helfern, Familienhelfern>. Pflegeleistungen müssen durch eln 

entsprechend qualifiziertes Personal erbracht werden. 

* Die Institution von Pflegeheimen wird auch weiterhin notwen­

dig sein, doch sollen große Heime ("Silos" > durch kleine 

stationäre Einr ichtungen ersetzt werden. Auch die Schaffung 

von Wohngemeinschaften ist stärker zu fördern. 

* In Krankenhäusern soll en vermehrt geriatrische Abtei 1 ungen 

eingerichtet werden; auf die aktivierende Pflege ist stär­

keres Gewicht zu legen. 

* Die Hauskrankenpflege ist als ein Teil der Akutbehandlung und 

demgemäß als Leistung der Krankenversicherung anzusehen; sie 

ist aus dem Bereich der Pflegesicherung auszunehmen. 

* Dem Pflegebedürftigen soll grundsätzlich die Wahlmöglichkeit 

zukommen, die erforderlichen Dienste für sich selbst zu 

besorgen oder Leistungen von dafür eingerichteten Trägeror­

ganisationen in Anspruch zu nehmen. Besorgt der Pflegebedürf­

tige sich die Dienste selbst, so soll er einen Anspruch auf 

Pauschalabgeltung erhalten. 

* Es soll ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Pf I eg e ­

leistungen verankert werden. 

* In Diskussion steht auch entsprechend der Entschl ießung des 

Nationalrats sowie dem Beschluß der Landessozialreferenten 

bei ihrer Tagung am 28. April 1989 die gesetzliche 

Verankerung der Pflege als Pflichtleistung in der 

Sozial versicherung. Wenn eine solche Lösung nicht zustande 

kommt, sehen die Länder den weiteren Ausbau der mob i len und 

ambulanten Dienste im Rahmen der Sozialhilfe vor. 
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* Die diskutierte Zahlung e1nes Pflegegeldes soll dazu beitra­

gen, daß die pf legebedürftigen Personen die notwendige War­

tung und Hilfe in häuslicher Pflege erhalten können. Die Höhe 

des Pf legegeldes soll in Stufen geregel t werden, wobei die 

Schwere des Leidenszustandes und Umfang und Qualität der 

notwendigen Wartung und Hilfe berücksichtigt werden sollen. 

Das Pflegegeld soll bedarfsorientiert, in pauschalierten 

Stufen und mög 1 ichst einhei tl ich für alle Pf legebedürftigen 

im Bundesgebiet bemessen werden. 

* Von den Behindertenorganisationen wird Nachdruck darauf 

gelegt, den obigen Begriff "Hilfe" als Hilfestellung zu einer 

möglichst selbständigen, freigewählten Lebensführung zu 

interpretieren. 

* Eine schrittweise Vorgangsweise ist anzustreben, wenn rasche 

Verbesserungen der Pflegevorsorge erreicht werden sollen. Es 

ist zu beachten, daß vorgeschlagene Lösungsmodell e auf ge­

wachs enen Strukturen aufbauen und nicht bei eIner "Stunde 

Null" ansetzen sollen. 

* Die Einrichtung von Gesundbeits- und Sozial sprengel erscheint 

zielführend, 1n denen mobile und ambulante Dienste SO~le 

teilstationäre Betreuungen angeboten werden. 

* Die Landessozialreferenten haben beschlossen I Verhandl ungen 

zwischen den Gebietskörperschaften unter Einbeziehung der 

Sozialversicherungsträger vorzuschlagen, um auf der Basis 

einer gesamtösterreichischen Solidarität zu einer befriedi­

genden Regelung der finanziellen Erfordernisse zu gelangen. 

'* Hinsichtl ich der Finanzierung vertrete ich den Standpunkt, 

daß die Gebietskörperschaften und Sozial versicherungsträger 

ihre bisher für die Pf legevorsorge verwendeten Mittel auch 

weiterhin zur Verfügung stellen müssen. Die Länder werden 

ihren finanziell~n Verpflichtungen im Rahmen der Sozial- und 

Behindertenhilfe nachkommen. Allfällige notwendige Umschich­

tungen sollen im Wege des Finanzausgleichs Berücksichtigung 
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finden. Beiträge sollen nur eingehoben werden, soweit nicht 

durch Einsparungen und budgetäre Umschichtungen die erforder­

lichen Gelder aufgebracht werden können. 
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ANHANG 2 

Arbe:itsgruppe 
"Vorsorge für pflegebedürft:ige Personen" 

Q U E L L E N VER Z EIe H N I S 

1) Protokoll der S:itzung des Ausschusses 1 vom 12. Jänner 1989 

2) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 1 vom 9. März 1989 

.3) Protoko 11 eines Hearings m:it Betroffenen über Probleme und 
Vorschläge im Bereich nichtstationärer Pflegevorsorge vom 
22. und 30 Juni 1989 

4) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 1 vom 14. Dezember 1989 

5) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 24. Jänner 1989 

6) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 27.Februar 1989 

7) Protokoll der S:itzung des Ausschusses 2 vom 12. Ju 1 i 1989 

8) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 14. November 1989 

9) Protokoll der S:itzung des Ausschusses 2 vom 7. Dezember 1989 

10) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 11. Jänner 1990 

11 ) Protokoll der S:itzung des Ausschusses 2 vom 26. Jänner 1990 

12) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 13. Februar 1990 

13) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 23. Februar 1990 

14) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 14. März 1990 

15) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 2 vom 23. März 1990 

16) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 31. Jänner 1989 

17) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 28. März 1989 

18) Protokoll der S:itzung des Ausschusses 3 vom 9. Ma:i 1989 

19) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 13. Jul :i 1989 
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20) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 25. September 1989 

21) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 15. Dezember 1989 

22) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 22. Jänner 1990 

23) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 15. Februar 1990 

24) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 27. Februar 1990 

25) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 19. März 1990 

26) Protokoll der Sitzung des Ausschusses 3 vom 30. März 1990 

27) Protokoll der Plenarsitzung vom 29. November 1988 

28) Protokoll der Plenarsitzung vom 15. Juni 1989 

29) Protokoll der Plenarsitzung vom 22. Mai 1990 

30) Bericht des Bundesministers für Arbeit und Soziales über den 
Stand der Arbeiten in der Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von 
Vorschlägen für die Vorsorge für pflegebedürftige Personen 

31) Auswertungen von Mikrozensuserhebungen und Bevölkerungs­
prognosen des Statistischen Zentralamtes zum Thema 
Pflegebedürftigkeit 

32) Studie "H:ilfs- und Pflegebedürftigkeit im Alter" 
Institut für Demographie 

33) Studie "Einrichtungen und Dienste für hilfs- und pflege­
bedürftige ältere Menschen in österreich" 
Institut für Demographie, Dezember 1989 

34) Eigene Berechnungen aufgrund der Bevölkerungsprognose des 
öSTZ und der altersspezifischen Behinderungsquote ("ständig 
Behinderte") des Mikrozensus Dezember 1983 

35) Ergebnis der Beratungen des Unterausschusses des Ausschusses 2 
("Punktation") . 

36) Stellungnahmen zum Ergebnis der Beratungen des Unter­
ausschusses des Ausschusses 2 ("Punktation"): 

a) Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
b) Bundesministerium für Arbeit und Soziales~ Sektion 11 
c) Lebenshilfe österreich 
d) östrreichischer Zivilinvalidenverband 
e) Amt der Tiroler Landesregierung 
f) Klub der Freiheitlichen Partei österreichs (Abgeordnete 

Dr . Partik-Pable') 
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g) Der Grüne Klub (Abgeordneter Srb) 
h) Parlamentsklub der österreichischen Volkspartei 

(Abgeordneter Dr. Feurstein) 
i) Klub der Sozialistischen Abgeordneten und Bundesräte 

(Abgeordneter Mag. Guggenberger) 
j) österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

37) Resolution des österreichischen Blindenverbandes vom 
22. November 1989 

38) Vorentwurf eines Salzburger Pflegehilfegesetzes, Fassung 
9. Februar 1987 

39) Konzept "Alter hat Zukunft" - Der Pflegezuschuß des Landes 
und der Gemeinden Vorarlbergs 

40) Konzept der österreichischen Arbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation "Pflegesicherung - Die Grundsatzforderungen 
der österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation" 

41) Untersuchung im Auftrag der Grünen Bildungswerkstatt 
"Möglichkeiten und Kosten einer Vereinheitlichung öffent­
licher Transferzahlungen an pflegebedürftige Menschen in 
österreich " 

42) Konzept der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 
"Pflegesicherung" 

43) Konzept des österreichischen Zivilinvalidenverbandes 
"Pflegegeldregelung auf Bundesebene durch Einbeziehung in 
den Bereich der Sozialversicherung" 

44) Entwürfe "Erhebungsbogen für Pflegegeld", 
österreichischer Zivilinvalidenverband 

45) Abhandlung des österreichischen Zivilinvalidenverbandes 
"Welchen Mehrbedarf haben pflegebedürftige Menschen", 
August 1988 

46) Konzept des Pensionistenverbandes österreichs "Vorsorge 
für pflegebedürftige Personen", September 1989 

47) Positionspapier der Lebenshilfe österreich zum Thema 
"Vorsorge für pflegebedürftige Personen", 31. März 1990 

48) Modelle zur "Vorsorge für pflegebedürftige Personen", 
Min.Rat Dr. Hans Reithofer, BMAS, 2. Juni 1989 

49) Konzept "Umfassende Gleichschaltung der Gewährung und der 
Höhe der Pflegekostenbeiträge des Bundes und der Länder 
(Hilflosenzuschüsse , Pflegegelder usw . ) 
Abgeordneter zum Nö . Landtag Erlch Fidesser, 20. Februar 1990 
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50) Stellungnahme der vom Ausschuß 2 der Arbeitsgruppe "Vorsorge 
für pflegebedürftige Personen" mit Beschluß vom 11. Jänner 
1990 eingesetzten Expertengruppe zu den vorgelegten Modellen 
zur Stufenregelung eines Pflegegeldes, 7. März 1990 

51) Beschluß der Landessozialreferentenkonferenz vom 28. April 
1989 

52} Studie "Hauskrankenpflege in österreich", 1988 
österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen (öBIG) 

53} Studie "Bewohner von Altenpflegeheimen", 1989 
österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen (öBIG) 

54) Studie "Versorgungswünsche alter Menschen", 1989 
österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen (öBIG) 

55} Studie "Altenbetreuung - Stichworte zum status quo und 
Verbesserungsvorschläge", 1989 
osterreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen (öBIG) 

56) Expertise "Ambulanter (extramuraler) Hilfsdienst (ExHD)", 1989 
österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen (öBIG) 

57) Katalog "Betreute Wohnmöglichkeiten für alte Menschen in 
österreich", 1988 
östereichisches Komitee für Sozialarbeit 

58) Bericht über die Tätigkeit des Mobilen Hilfsdienstes 
Innsbruck, 1987 

59) Bestandsaufnahme des Mobilen Hilfsdienstes Linz "Mobile 
Hilfsdienste - Beistand auf dem Weg zur Selbständigkeit", 1988 

60) Papier von Hans Aicher, Interessensgemeinschaft für Roll­
stuhl fahrer: "Sei tenbl icke" 

61) Tätigkeitsbericht "Privater Krankenpflegedienst rund um die 
Uhr", 1989 

62) Information über die sozialmedizinischen und sozialen 
Betreuungsdienste in Niederösterreich 

63) Arbeitsmateria'lien vom österreichischen Bundesinstitut für 
Gesundheitswesen (oBIG): 
a) 5BZ St. Leonhard - Sozial- und Begegnungszentrum 
b) Hauskrankenpflege Modell Penzing 
c) Enquete: Gesundheit in österreich 
d) Hauskrankenpflege 1985 in Vorarlberg 
e) Nö. Hilfswerk - Organisationsstruktur 
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64) Tätigkeitsbericht des Sozial-Medizinischen Nachbarschafts­
zentrums Unterpenzing (SMUP) 

65) Modellbeschreibung "Behindertenwohnhaus Salzburg" 

66) Modellprojekt für die weitere Integration von Gesundheits­
und Sozialeinrichtungen der Stadt Wien im 2. Wiener Gemeinde­
bezirk - Ingesso 2 

67) Studie "Sozialstaat und private Wohlfahrt in österreich", 1988 
Projekt Nr. 2961 des Jubiläumsfonds der österreichischen 
Nationalbank 

68) Lebensberichte Betroffener 
vorgelegt von Hans Aicher. Interessensgemeinschaft für Roll­
stuhl fahrer 

69) Artikel "Geschützte Wohnformen für geistig Behinderte -
Erfahrungen aus Schweden" 
Zeitschrift Behinderte 2/81 

70) Artikel "Die Wohnversorgung geistig Behinderter in Schweden" 
Sonderdruck aus Band 5, Große Schriftenreihe 
Humanes Wohnen - seine Bedeutung für das Leben geistig 
behinderter Erwachsener 

71) Artikel "Altenheime sind ersetzbar: das dänische Beispiel" 
Zeitschrift Altenheim 9/89 

72) Auszüge der Publikation "Anders Altsein - Kritik und 
Perspektiven der Altenpolitik" 

73) Artikel von Günter Schleser (öZIV) "österreich braucht ein 
Bundespfiegegeldgesetz", Soziale Sicherheit Nr. 12/89 

. 74) Artikel zum Thema Pflegevorsorge in der Zeitschrift "Soziale 
Sicherheit" Nr. 2/90 

75) Entwurf eines Gesetzes zur Absicherung des Risikos der 
Pflegebedürftigkeit (Pflegeversicherungsgesetz), BRD. Land 
Hessen 

76) Unterlagen zum "Berliner Pflegegesetz". BRD 

77) Unterlagen über ausländische Regelungen zum Thema "Pflege­
vorsorge" aus den Ländern: 

a) Schweiz 
b) Königreich Niederlande 
c) Schweden 
d) Bundesrepublik Deutschland 
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78) Studie "Sicherung älterer Menschen gegen Pflegebedürftigkeit 
und chronische Krankheit in 18 Ländern - Informationen und 
internationaler Vergleich", 1983 
Deutsches Zentrum für Altersfragen e.V., Berlin 

79) Stellungnahmen zum Rohbericht des Ausschusses 2: 

a) Amt der Tiroler Landesregierung 
b) österreichischer Zivilinvalidenverband 
c) Lebenshilfe österreich 
d) Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
e) Zentralverband der Pensionisten österreichs 
f) Der Güne Klub (Abgeordneter Srb) 
g) Klub der Freiheitlichen Partei österreichs (Abgeordnete 

Dr. Partik-Pable') 
h) Min . Rat Dr. Hans Reithofer. BMAS. Grundsatzabteilung 
i) Min.Rat Dr. 'Erich Schäfer. BMAS. Sektion 11 
j) österreichischer Arbeiterkammertag 

80) Stellungnahmen zum Entwurf des Berichtes der Arbeitsgruppe: 

a) österreichischer Arbeiterkammertag 
b) Klub der Freiheitlichen Partei österreichs (Abgeordnete 

Dr. Partik-Pable') 
c) Lebenshilfe österreich 
d) österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
e) Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 
f) Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
g) Mobile Hilfsdienste (Dr. Volker Schönwiese) 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)88 von 101

www.parlament.gv.at



A N H A N G 3 

Arbeitsgruppe: 

"Vorsorge für pflegebedUrftige Personen" 

MITGLIEDERVERZEICHNIS 

mit Ersatzmitgliedern 

und häufig beigezogenen Experten 
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Univ.Doz. Dr.Clemens JABLONER 
Bundeskanzleramt 
sektion V - Verfassungsdienst 

Dr. Christine B'INDER 
Bundeskanzleramt 
Sektion V - Verfassungsdienst 

Min.Rat Dr. Elfriede FRITZ 
Bundeskanzleramt 
im Wirkungsbereich des 
Bundesministers für Gesundheit 
und öffentlichen Dienst 

Dr. Michael KIEREIN 
Bundeskanzleramt im 
Wirkungsbereich des 
Bundesministers für Gesundheit 
und öffentlicher Dienst 

Dr. Christa DERTNIG 
Bundeskanzleramt 
im Wirkungsbereich des 
Bundesministers für 
Föderalismus und Verwaltungsreform 

Rat Dr. Monika GOTTHALMSEDER 
Bundesministerium für 
Finanzen 

Rat Mag. Manfred LöDL 
Bundesministerium für Finanzen 

oberrat Dr. Henriette NABER 
Bundesministerium für Umwelt, 
Jug~nd und Familie 

~lin. Rat Dr. Rupert SCHREDL 
Bundesministerium für Umwelt, 
Jugend und Familie 
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Hofrat Dr. Günter ENGELBRECHT 
Amt der Burgenländischen Landesregierung 

OReg.Rat Dr. Hannsjörg STRAUCH 
Amt der Burgenländischen Landesregierung 

Hofrat Dr. Arthur KROPFITSCH 
Amt der Kärntner Landesregierung 

Oberrat Dr. Helmut WISSIAK 
Amt der Kärntner Landesregierung 

OReg.Rat Dr. Elisabeth GRÖSS 
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 

Hofrat Dr. Hellmut STEINDL 
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 

Bofrat Dr. Alfred HUEMER 
Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung 

OReg.Rat Dr. Ernst BRAZDA 
Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung 

OReg.Rat Mag. Gerald SOMMERHUBER 
Amt der Salzburger Landesregierung 

Hofrat Dr. Herbert KNAPP 
Amt der Steiermärkischen 
Landesregierung 

OReg.Rat Dr. Helmut RASCH 
Amt der Steiermärkischen 
Landesregierung 
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Hofrat Dr. Wilhelm HUBER 
Amt der Tiroler Landesregierung 

Oberrat Dr. Karl TRENKWALDER 
Amt der Tiroler Landesregierung 

OReg.Rat Dr. Ludwig RHOMBERG 
Amt der Vorarlberger Landesregierung 

Dr. Wolfgang HERZOG 
Amt der Vorarlberger Landesregierung 

Senats rat Dr. Werner PRÖBSTING 
Amt der Wiener Landesregierung 
Magistratsabteilung 12 

Magistratsrat Dr. Friedrich LEITNER 
Amt der Wiener Landesregierung 
Magistratsabteilung 12 

Frau Vizebürgermeister 
Waltraud MISZKIEWICZ 
Magistrat Villaeh, österr. Städtebund 

Senatsrat Dr. Günther MOSTECKY 
Magistrat Villaeh, österr. Städtebund 

ORR Direktor SENGER 
Verband soz. Gemeindevertreter 
der SPö, österr. Gemeindebund 

Dr. Josef PETERKA 
Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger 

Dr. walter UHLENHUT 
Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger 
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Mag. Roswitha PETTLICZEK-KOLLER 
Hauptverband der 
österreichischen 
Sozialversicherungsträger 

Dr. Peter SCHOLZ 
Hauptverband der 
österreichischen 
Sozialversicherungsträger 

Mag. Georg ZINIEL 
österreichischer 
Arbeiterkammertag 

Landtagsabgeordneter 
Erich FIDESSER 
österr. Landarbeiterkammertag 

Dr. Karl NIEDERDORFER 
Kammeramtsdirektor, österr. Landarbeiterkammtertag 

Dr. Richard LEUTNER 
österreichischer 
Gewerkschaftsbund 

Mag. Franz FRIEHS 
österreichischer 
Gewerkschaftsbund 

Dr. Dietmar STRIMITZER 
Bundeskammer der 
gewerbl. Wirtschaft 

Or. Johannes RUDOA 
Bundeskammer der 
gewerbl. Wirtschaft 
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Landtagsabgeordnete 
Monika LUGMAYER 
Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern 
österreichs 

Dr. Veronika SCHADENSTEINER 
Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern österreichs 

Dr. Heinrich BRAUNER 
Vereinigung österreichischer 
Industrieller 

Mag. Markus POSCH 
Vereinigung österreichischer 
Industrieller 

Theresia HAIDLMAYR 
Verein "Miteinander" 

Karin FELDBAU ER 
österreichischer Blindenverband 
Landesgrupp~ Oberösterreich 

Dr. Volker SCHÖNWIESE 
Mobiler Hilfsdienst Innsbruck 

Dipl.Soz.Arb. Renate WITTMANN 
Angehörigenvereinigung 
Hilfe für psychisch Erkrankte 

Dr. Heinz TROMPISCH 
Lebenshilfe österreich 

Mag. Venerand ERKINGER 
1 % für behinderte 
Kinder und Jugendliche 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)94 von 101

www.parlament.gv.at



- 6 -

Dr. Klaus VOGET 
österr. Zivilinvalidenverband 

Josef NEUDHART 
Club Handikap 

Heinz SCHNEIDER 
Verband der Querschnittgelähmten 
österreichs 

Eduard RIHA 
österreichische Arbeitgemeinschaft 
für Rehabilitation 

Mag. Michael SVOBODA 
Landesverband der wiener 
Behindertenverbände 

Dr. Peter FENZL 
österreichische Arbeitgemeinschaft 
für Rehabilitation 

Dipl.Soz.Arb. Heinrich SCHMID 
österreichische Arbeitgemeinschaft 
für Rehabilitation 

Direktor Hans FRANC 
österreichischer 
Wohlfahrtsdienst 

Dr. Erwin HAUSER 
Klinik Spiel 

Dr. Friedrich GRASS 
österreichische Arbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation 
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Günther SCHLESER 
österreichischer Zivilinvalidenverband 

Dipl.Soz.Arb. Peter SINGER 
österreichische Arbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation 

Dr. Alfred ZUPANCIC 
Pensionistenverband 
österreichs 

Dr. Josef HOFER 
Pensionistenverband 
österreichs 

Inge STUCHLIK 
Pensionistenverband österreichs 

Rudolf FRANK 
Pensionistenverband österreichs 

Hofrat Dr. Hannes BURMANN 
österreichischen Seniorenbund 

Prof. Alfred MUSIL 
österreichischen Seniorenbund 

Fritz STUDENIK 
österreichischen Seniorenbund 

Dr. Bozena JERABEK 
österreichischen Seniorenbund 

Abg.z. Nationalrat a.D. 
Dr. Albert SCHMIDT 
österreichischer Pensionistenring 
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Abg.z. Nationalrat a.D. 
Wilhelm KINDL 
österreichischer Pensionistenring 

Dipl.Soz.Arb. Anni SCHANDA 
österreichischer Pensionistenring 

Hofrat Prof. Dr. Fritz WOLFRAM 
österreichischer Pensionistenring 

Gerhard GÜTLBAUER 
Zentralverband der Pensionisten österreichs 

Abg. z. Nationalrat 
Mag. Walter GUGGENBERGER 
Klub der Sozialistischen 
Abgeordneten und Bundesräte 

Abg. z. Nationalrat 
Dr. Helga HIEDEN-SOMMER 
Klub der Sozialistischen 
Abgeordneten und Bundesräte 

Abg. z. Nationalrat 
Dr. Edgar SCHRANZ 
Klub der Sozialistischen 
Abgeordneten und Bundesräte 

Bundesminister a.D. 
Abg. z. Nationalrat 
Elfriede KARL 
Klub der Sozialistischen 
Abgeordneten und Bundesräte 

Abg. z. Nationalrat 
Gabrielle TRAXLER 
Klub der Sozialisti~chen 
Abgeordneten und Bundesräte 

a 
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Abg. z. Nationalrat 
Adelheid PRAHER 
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Klub der Sozialistischen 
Abgeordneten und Bundesräte 

Abg. z. Nationalrat 
Dr. Gottfried FEURSTEIN 
Parlamentsklub der österreichischen 
Volkspartei 

Abg. z. Nationalrat 
Dr. walter SCHWIMMER 
Parlamentsklub der österreichischen 
Volkspartei 

Abg. z. Nationalrat 
Ingrid KOROSEC 
Parlamentsklub der österreichischen 
Volkspartei 

Abg. z. Nationalrat 
Rosemarie BAUER 
Parlamentsklub der österreichischen 
Volkspartei 

Abg. z. Nationalrat 
Dr. Hans HAFNER 
Parlamentsklub der österreichischen 
Volkspartei 

Abg. z. Nationalrat 
Mag. Herbert HAUPT 
Klub der Freiheitlichen Partei österreichs 

Landtagsabgeordnete 
Karin LANDAUER 
Klub der freiheitlichen Partei österreichs 

Abg. z. Nationcdl'at 
Dr. Helene PARTIK-PABLE 
Klub der Freiheitlichen Partei österreichs 
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Hans AICHER 
Klub der Freiheitlichen 
Partei österreichs 

Abg. z. Nationalrat 
Manfred SRB 
Der Grüne Klub 

Dr. Kai LEICHSENRING 
Der Grüne Klub 

Sekt.Chef Dr. Karl ERNST 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Sektion IV 

Min.Rat Dr. Johann UNGER 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Sektion IV 

Min.Rat Dr. Hans REITHOFER 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Grundsatzabteilung 

Rat Mag. Hans STEINER 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Grundsatzabteilung 

Min.Rat Dr. Wilhelm MEISEL 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Sektion 11 

Rat Dr. Reinhard SOMMER 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Sektion 11 
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Min.Rat Dr. Gerd GRUBER 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Sektion IV 

OKoär. Dr. Max RUBISCH 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
Sektion IV 

Häufig beigezogene Experten: 

Dr. Rainer BAUBÖCK 
Institut für Höhere Studien 

Helmut DIETL 
Mobile Hilfsdienste Innsbruck 

Dr. Adalbert EVERS 
Europäisches Zentrum 
für soziale Wohlfahrt 

Elisabeth FISCHER 
Ludwig Boltzmann-Institut 
für Altersforschung/AG Psychologie 

Dipl.Ing. Gerhard FÜLöP 
österreichisches Bundesinstitut 
für Gesundheitswesen 

Mag. I nge GROSS 
österreichisches Statistisches 
Zentralamt 

DSR Evelin HEINISCH 
Privater Krankenpflegedienst 

Hofrat Dr. Kurt KLEIN 
österreichisches Statistisches 
Zentralamt 

III-162 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)100 von 101

www.parlament.gv.at



- 12 -

Dr. Jose[ KYTIR 
Institut für Demographie 

Mag. Jan PAZOUREK 
österreichisches Bundesinstitut 
für Gesundheitswesen 

Min.Rat Dr. Erich SCHÄFER 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 
Sektion 11 

Veronika WASNER 
Der Grüne Klub 

Generaloberin Charlotte STAUDINGER 
Magistratsabteilung 17 
Anstaltenamt 

Wilfried RAITH 
Mobiler Hilfsdie~st Salzburg 

Univ.Prof. Dr. Christoph BADELT 
Wirtschaftsuniversität Wien 

Karl OSTERBERGER 
oö. volkshilfe 

Oberin Eva MAYER 
NÖ. Volkshilfe 

Dr. Wolfgang WEISMÜLLER 
Privater Krankenpflegedienst 

• 
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